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Das österreichische Gefängniswesen. 

Von Oberstaatsanwalt Dr. Hugo H o e g e 1. 



Die Tatsache, dass in den letzten Jahren das öster- 
reichische Qefängniswesen in einer Reihe von Schriften 
Gegenstand einseitiger, zum Teil oberflächlicher und tenden- 
ziöser Kritik war, gibt mir den äusseren Anlass zu dieser 
Darstellung. Ich werde selbstverständlich auch die bestehen- 
den Mängel und ihre Ursachen nicht ausser Erörterung 
lassen. 

In Oesterreich ~ wie in anderen Staaten — kann 
ein richtiges Urteil nur gewonnen werden, wenn beachtet 
wird, wie denn die heutfgen Gefängnisse entstanden sind, 
welche Hindernisse sich der Durchführung der Freiheits- 
strafen entgegenstellten, und mit welchen Mitteln ihnen 
begegnet wurden. 

Bis zur Theresiana waren Straf recht und Straf- 
vollzug in den einzelnen, in der Person des Landesfürsten 
vereinigten, Ländern Oesterreichs zersplittert. Die ver- 
schiedenen bis dahin geltenden Landgerichts- und Hals- 
gerichtsordnungen waren von Lebens- und Leibesstrafen 
beherrscht. Die Freiheitsstrafe kam bei den Malefizver- 
brechem nur in der Form des „poenae extraordinariae" und 
für die kleine Straffälligkeit, die den niederen Gerichten 
unterworfenen Frevel in Betracht. So kannte beispiels- 
iveise die Ferdinandea vom Jahre 1656 (für Niederöster- 
reich) als extraordinäre Freiheitsstrafe die Verurteilung 
zur Arbeit in ungarische Grenzhäuser auf lebenslang oder 
bestimmte Zeit, zur öffentlichen Arbeit im Wiener Stadt- 
graben, zu sonstiger Arbeit in Eisen, zum öffentlichen 
Strassenkehren in Band und Eisen, zu Gefängnis für be- 
stimmte Zeit mit und ohne Fasten, zu Krankenwärterdiensten 
im Spital. Tatsächlich machte sich gegen Mitte des 
18. Jahrhunderts immer lebhafter das Bedürfnis geltend, 

1* 
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L der Allgemeinheit ihrer Androhung nicht voUstreck- 
. Todesstrafen durch andere Strafen zu ersetzen. Ich 
lier von der dem Egoismus der Patrimonialgerichte 
ringenden Uebung nicht sprechen, die Verbrecher 
inem Landgerichtssprengel in den anderen, sei es in 
m Wege, sei es durch Landgerichtsverweis zu jagen, 
hnt muss hier werden, da sie ein Anwachsen des 
rbsmassigen, heimatlosen Verbrechertums zur Folge 
gegen welches die staatlichen Machtmittel, ins- 
dere die sich oft wiederholenden Landesstreifungen, 
tlos waren. 

An nur einigermassen für die Menge der Verbrecher 
ies arbeitsscheuen Gesindels auch nur räumlich zu- 
mden Anhaltungsorten fehlte es vollkommen. Die 
chaftsgerichte, welche die Gerichtsbarkeit als Ein- 
squelle betrachteten, hatten begreiflicherw^eise nicht 
kein Interesse an längerer Verwahrung von Ver- 
ern, sondern im Gegenteil ein lebhaftes Interesse sie los 
rden. Ihre Hafträume waren ungenügend und in einem 
sen Zustande. In einzelnen Landeshauptstädten ver- 
3 man die Dinge wenigstens für den Bereich der 
zu bessern. Die wenigen Zuchthäuser, deren Alter 
lesterreich schwer feststellbar ist (in Wien bestand 
Iches bereits vor 1670) waren ursprünglich für Bettler, 
tsscheue und Liederliche bestimmt, nahmen aber in 
'olge wiederholt auch Sträflinge auf (ich verweise in 
; auf Einzelheiten auf meine Geschichte des öster- 
schen Strafrechts I). Zu den bereits erw^ähnten Frei- 
trafen kam die Verdingung von Sträflingen auf 
ren zu Anfang des 18. Jahrhunderts. Man versuchte 
ch mit der Bergwerksarbeit, erntete aber Misserfolge, 
ger Straffällige steckte man zum Militär. 
Die Constitutio Criminalis Theresiana von 1768 schuf 
ein einheitliches Strafrecht für die gesamten deutschen 
nder Oesterreichs, beseitigte im übrigen aber die auf 
Jebiete der Strafmittel und des Strafvollzugs bestehen- 
[isstände in keiner Weise. Es handelte sich bei diesem 
zgebungswerke eben nicht um eine Reform, sondern 
ie Schaffung eines gemeinsamen Gesetzes vorwiegend 
rundlage der Ferdinandea. Die Reform wurde erst 
nach dem Inslebentreten der Theresiana in Angriff 
imeh. Es war ursprünglich eine Verbesserung dieses 
zes geplant; während der Vorberatungen unter der 
rung Kaiser Josef II. zwang sich jedoch von selbst 
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der Gedanke der Schaffung eines vollständig neuen 
Gesetzes auf. 

Der Angelpunkt der Reform war von Anbeginn die 
Beseitigung der Todesstrafe und ihr Ersatz durch Freiheits- 
strafen. Abgesehen von dem Kampfe für und wider die 
Todesstrafe, der schliesslich mit dem Siege der Gegner 
derselben endete, ist die Vorgeschichte des josefinischen 
Strafgesetzes von besonderem Interesse auf dem Gebiete 
der Reform der Freiheitsstrafen und ihres Vollzuges. Sie 
zeigt, wie in der damaligen Auffassung von den Zwecken der 
Strafe rücksichtslose Sicherung der Gesellschaft, Vorbeugung 
und Besserung vorwiegend durch Abschreckung vor- 
herrschten. Sie zeigt aber gleichzeitig, wie alle Voraus- 
setzungen für den Vollzug der Freiheitsstrafen selbst in 
der damals geplanten rohen Form fehlten und daran fast 
die Reform des Strafrechtes seheiterte. Ausschlaggebend 
war die Kostenfrage und es ist besonders für Oesterreich 
bezeichnend, dass damals in den, demselben Herrscher- 
hause unterstehenden Niederlanden, in Gent, ein Gefängnis 
mit nächtlicher Einzellung errichtet worden war, das in 
gewisser Richtung bahnbrechend für das Gefängniswesen 
der Zukunft wurde. 

Nachstehend gebe ich die kurze Schilderung mit 
einzelnen Auslassungen wieder, die ich a. a. 0. (Seite 72 u. f.) 
entworfen habe. Schon mit der die Aufhebung der Tortur 
verfügenden Resolution vom 2. Jänner 1776 war der 
obersten Justizstelle aufgetragen worden, zu begutachten, 
„ob nicht auch die Todesstrafe nach und nach, wo nicht 
gänzlich, doch zum grossen Teile aufzuheben und nur auf 
die delicta atrocissima zu beschränken wäre, unter der Vor- 
sehung, dass in allen Ländern zur angemessenen Züchtigung 
und Strafe die erforderlichen Arbeiten ausgewählt, Häuser 
errichtet oder die obhandenen erweitert und daselbst gegen 
die anzuhaltenden Delinquenten mit solcher Härte und 
Schärfe vorgegangen werde, und ordentlich die Züchtigung 
vollbracht werden müsse, damit das öfters wiederholte 
Ansehen derlei Sträflinge den Abscheu und die Erspieg- 
lung in dem publico machen würde, als die Todesstrafe 
und solchergestalt auch die Gesellschaft aus der Arbeit 
solcher Delinquenten annoch einigen Nutzen ziehe." 

Nach längeren Beratungen, bei welchen keine grösseren 
Gesichtspunkte zur Geltung kamen, und es sich nur um 
die Ausscheidung einzelner Verbrechen aus der Androhung 
der Todesstrafe handelte, erging das Gutachten der obersten 
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Justizstelle in diesem engherzigen Sinne. Es erfolgte die 
kaiserliche Kesolution vom 12. Februar 1777. „Es hat, 
bevor ich über diese wichtige Frage meine Entschliessung 
schöpfe, das gemeinschaftliche Gutachten wegen Be- 
stimmung der an Platz der Todesstrafe zu verhängenden 
körperlichen Strafen und Errichtung der nötigen Arbeits- 
häuser vorauszugehen. Wenn sodann genug Arbeits- und 
Strafhäuser vorhanden sein werden, und man durch den 
Lauf eines Jahres einsehen wird, dass die Zahl der Misse- 
täter hinreichendes Unterkommen daselbst findet, so wird 
Mir seiner Zeit dieses Gutachten nochmals vorzulegen sein." 
Als in dem Vortrage vom 14. März 1778 darauf hin- 
gewiesen worden war, dass wegen Errichtung wohlein- 
gerichteter Zucht- und Arbeitshäuser, sowie anderer dahin 
gehöriger Gegenstände eine Staatsaushilfe nötig sei, erging 
die Kesolution vom 6. April 1778: „Bei den dermaligen 
Umständen und dem ohnehin allgemein bestehenden Verbot 
können diese ausserordentlichen Auslagen nicht stattfinden, 
und wird also die Ausführung dieses Gegenstandes bis auf 
gelegenere Zeiten verschoben bleiben müssen." 

Am 26. Februar 1781 kam der obersten Justizstelle 
der Auftrag zu, sich über drei Punkte zu äusseren: 1. Ob 
und in welchen wenigen, ganz besonderen Fällen die 
Todesstrafe allenfalls noch beibehalten bleiben solle? 
2. Was für Strafarbeiten für die übrigen Delinquenten 
nach den Verhältnis ihrer Verbrechen und ihres Ge- 
schlechtes zu bestimmen? 3. Wie das Unterkommen und 
die Verwahrung derselben allenthalben zu veranstalten 
wäre, um dem Staat keine beträchtlichen Kosten aufzu- 
legen und gleichzeitig gegen die Entweichung die genüg- 
lichen sicheren Vorsichten zu nehmen? 

Hierzu haben Hof rat Holger am 16. März und Hof- 
rat Martini am 26. März 1781 ein ausführliches Gut- 
achten erstattet. Beide waren nichts weniger als reformeifrig. 
Das Gutachten Holgers gipfelt darin, dass keine förm- 
liche Aufhebung der Todesstrafe in den in der Theresiana 
enthaltenen Fällen, sondern nur eine Umwandlung -»in via ^ 
recursus pro gratta« im Wege der obersten Justizzelle statt- 
finden soll. Von Interesse ist eine von ihnen beigegebene 
Darstellung der „Ursachen" warum der vom Kaiser ge- 
wünschte Ersatz der Todesstrafe nicht verwirklicht werden 
konnte, weil diese Darstellung zugleich eine Schilderung 
der damaligen Gefängnisverhältnisse liefert. 
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H 1 g e r führte aus : 

„1. Die UnzulängKchkeit der dermaligen Straf arbeiten, 
welche als ein Surrogatum der Todesstrafen nicht an- 
gemessen sind. 

a) Die Abgebung der verurteilten Delinquenten zur 
Miliz ist von allen Kechtswegen verboten: weil der 
Soldatenstand ein Ehrenstand ist, somit den Obrigkeits- 
und Qerichtsstellen nur allein erlaubt ist, müssige, un- 
ruhige und solche Mannspersonen, die eines delicti minoris 
non infamantis sich schuldig gemacht, jedoch ohne einem 
vorhergehenden Kriminalurteil zum Soldatenstand, als einer 
Lehrschule für ungezogene Leute abzugeben. 

b) Die Ablieferung der Zivildelinquenten zum Festungs- 
bau und Schanzarbeit ist auf hofkriegsrätliche Vorstellungen 
einstweilig eingestellt, weil teils Militärdelinquenten dahin 
bestimmt sind und teils derzeit, wo keine Festungs- 
reparationes vorgenonjmen werden, solche Bösewichte mit 
angemessenen Arbeiten nicht könnten verlegt werden. 

c) Die Abgebung inländischer Delinquenten an aus- 
ländische Potenzen zur Ruderbank ist verboten: weil 
unanständig wäre, fremde Mächte durch erbländische 
Landeskinder mit Kuderknechten zu bereichern. 

d) Die Relegation oder Landesverweisung aus 
allen k. k. Erblanden in Ansehen der erbländischen Landes- 
kinder ist von Rechts wegen verboten, weil solche ver- 
wiesene erbländische Untertanen wegen ihrer besonderen 
böhmischen, windischen usw. Sprachen auswärtig keinen 
Unterstand bekommen und in äusseren Landen nicht 
geduldet, sondern in die Erblande zurückgeschoben und bei 
deren notwendigen Rückkehr und bei einem drittmaligen 
gezwungenen Urfehdebruche in die ausgesetzte Todes- 
strafe unbilliger dingen hineingestürzt würden und über- 
haupt nicht nachbarlich ist, eigenen Unflat auf fremden 
Grund hinauszuwerfen. 

e) Die Verurteilung zur Bergmannsarbeit ist 
aus den Angaben : dass durch diese Malefikanten der Berg- 
segen weiche, dann die Verurteilung zur Ruderbank 
wegen damaligem Abgang eigener Seehäfen derzeit bis auf 
weitere Verordnung eingestellt. Nem. Theres. arL 6, § 7. 

Es bleibt also dermalen an Strafarten nichts übrig, 
als die Z u c h t - und Arbeitshäuser, dann opus publicum 
bei städtischen Kriminalgerichten und opus dominicale bei 
den Obrigkeiten und alle diese sind pro surrogato der 
Todesstrafe für grosse Bösewichte ganz unzureichend. 
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f. Wohl eingerichtete Arbeitshäuser mit Ab- 
g der Arbeiten in schwerere, mittlere und geringere, 
Qit einfolglicher Herstellung nützlicher Manufakturen, 
loch nirgends zu finden; wo doch, wenn nur jene 
►mischen Notdurften, welche das Militär an Zelten, 
ipfen, Gamaschen und derlei mehrerem nötig hat, in 
tshäusern verfertigt würden, viele tausend Hände der 
juenten beschäftigt werden könnten. 
?) Die in einigen Erblanden bestehenden Zu cht - 
er sind so beschaffen, dass sie keine grosse Anzahl 
Delinquenten einnehmen können. Dieserwegen hat 
lie böhm. Apell. Cr. öfters beschwert, dass ex parte 
i herumstreichende Müssiggänger, renitente Unter- 
und dergleichen in das dortige Zuchthaus abgegeben 
m und für die Kriminaldelinquenten kein genügsamer 
übrigbleibe. Die Folge ist, dass aus Abgang des 
5s im Zuchthaus wahre und gefährliche Delinquenten 
US dominicale müssen abgegeben werden. 

d) Mähren hat derzeit gar kein Zucht- und Arbeits- 
Es sind aus einer olmützerischen unbestimmten 
ng mehrere 1000 fl., dann aus dortigem ßindo cim, 
I fl. zur Herstellung eines nach dem verfassten Plan 
llen nötigen Abteilungen wohl eingerichteten Zucht- 
Irbeitshaus vorgeschossen worden: Dies Zuchthaus 
ziemlich hergestellt und anjetzo ist (weiss nicht auf 
n Anhandgebung) der ersten Bestimmung ganz zuwider 

Zuchthaus den von Olmütz nach Brunn übersetzten 
>n zum Waisenhaus eingeräumt worden und der 
s criminalis moravicus um seine 10000 fl. gekommen, 
•aurige Folge ist, dass alle auch noch so gefährlichen 
luenten, welchen in via gratiae die Todesstrafe nach- 
en worden, derzeit ad operas civitatenses v. ad opus 
icale müssen abgegeben werden. Die weitere ge- 
chädliche Folge ist, dass weil bei unseren vorhandenen 
juenten die Halsgerichtsstädte und die Obrigkeiten zur 
rung des ihnen andurch zuwachsenden Unkostens 

genügsame Wächter zu Beobachtung dieser in der 
arbeit befindlichen Züchtlinge mitgeben, dieselben 
Itig flüchtig werden, und zum Nachteil des publici 
äimlicher Verabredung neue Räuberbanden errichten. 

) Die operae civitatens es et dominicales be- 
i meistens in ganz gemeinen Arbeiten, die ansonst 
iem Hausgesind oder von Tagwerkern verrichtet zu 
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werden pflegen. Eben diese gemeinen und geringen Ar- 
beiten sind also den Züchtungen zu keiner besonderen 
Beschwerung. Sie gemessen Ruhe und Bequemlichkeit 
dabei, besonders weil sie aus Mitleid des Dienstgesindes 
auch an Kost und Liegerstatt keinen Abgang finden, nebst- 
dem von den Vorbeigehenden Almosen erbetteln. 

k) Von Unzulänglichkeit der damaligen Strafarten 
haben wir das tägliche Beispiel in Angesicht der Stadt 
Wien an jenen Züchtungen, welche zum Gassensäubern 
verwendet werden. Es ist zum Aergernis des publici, dass 
diese Züchtlinge nach etlichen gemachten Strichen mit 
dem Besen gleich wieder ausrasten und Tabak schnupfen, 
die ganze Arbeit den mitarbeitenden Tagwerkern tiber- 
lassen und sie selbst feiernd herumgehen. Die Polizei- 
wächter lehnen sich an eine Ecke eines Hauses, lassen 
die Züchtlinge ohne einiger Ermahnung faulenzen; wo 
guter Ordnung nach der Aufseher sie zur fleissigen Arbeit 
anstrengen und die Faulen mit bei Händen habendem 
Karbatsch dazu verhalten sollte. 

Hieraus ergibt sich also der Schluss, dass die derzeit 
üblichen Leibesstrafen zur Züchtigung grosser Bösewichte, 
denen die wohlverdiente Todesstrafe nachgesehen wird, 
kein angemessenes surrogatum seien. 

Die zweite Hauptursache der bisher unterbliebenen 
Zustandbringung wohl eingerichteter Zucht- und Arbeits- 
häuser ist die Untätigkeit der Landesstellen: 
wo allschon wohlausgearbeitete Pläne, wie die Zucht- und 
Arbeitshäuser mit gehöriger Absonderung der Behältnisse 
für grosse Bösewichte, für Züchtlinge in minderen Ver- 
brechen, für Weibspersonen, für Tollsinnige, für Kranke, 
mit den übrigen Vorsichten eingerichtet werden sollen? 
bei der k. k. Hofkanzlei vorhanden sind; wo eben die 
Hofkanzlei so vielfältige Befehle wegen Beschleunigung 
dieses so heilsamen Werkes an die Landesstellen erlassen, 
von denselben aber nicht gehörig beigewirkt, immerhin 
Entschuldigungen, Behinderungsursachen und sonderheitlich 
der Abgang A^^ fundi zu Bestreitung der Bauunkosten ent- 
gegengesetzt, folgsam eben andurch die höchste Willens- 
meinung : Weichergestalt an Platz der Todesstrafen andere 
in ihrer Härte, Dauer, Oeffentlichkeit, Verwahrungssicherheit 
und Gemeinnützlichkeit den Todesstrafen gleichkommende 
Straf arbeiten zu surrogieren wären? bisher gehemmt 
worden". 
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H 1 g e r verweist zum Schluss darauf, dass in Böhmen 
Hoffnung auf Besserung sei, weil für das Zustandekommen 
eines Arbeitsgebäudes Beiträge gesammelt werden. 

Martini schrieb in seinem Gutachten eine theo- 
retische Abhandlung gegen die Todesstrafe, war jedoch 
trotzdem für Beibehaltung der Todesstrafe beim Hoch- 
verrat, beim vorsätzlichen und überlegten Mord, gefähr- 
lichen Raub und der arglistigen Brandlegung, nur sollte 
in diesen Fällen nicht der erste Richter zur Fällung des 
Todesurteiles befugt sein, sondern jeder Fall im Wege der 
obersten Justizstelle dem Kaiser vorgelegt werden. In 
den übrigen Fällen hätten an Stelle der Todesstrafe Frei- 
heitsstrafen, sowie Zwangsarbeiten zutreten. Unter letzteren 
führt Martini an: Galeeren, Ruderbank und andere 
schwereSchiffahrtsbeschäftigung,Festungsbau, Bergarbeiten, 
Strassen- und Wasserbau, Entsumpfung, Holzschlägerei, 
Karrenführen, Schiffziehen, Steinarbeiten, Holzraspeln, 
Tabakarbeit, Spinnerei. Martini bezeichnete bei den 
einzelnen Verbrechen der Theresiana die ihm angemessen 
erscheinende Strafe. 

Diese Gutachten wurden vom Kaiser Josef IL der 
Kompilationskommission mit kaiserl. Handbillet vom 2. Mai 
1781 mitgeteilt: „Da ohnehin der Kompilationskommission 
vermöge Meiner letzhin ergangenen Anordnung obliegt 
auch den Criminal Codicem auf eine der dermaligen 
Kriminaljustizpflege und einem Gesetzbuch angemessene 
Art einzurichten, so teile derselben in dessen Verfolg das 
nebenfindige Gutachten der Obersten Justizstelle mit, so 
Mir über den Gegenstand der Todesstrafen und Substituierung 
angemessener Leibesstrafen abgestattet worden. Sie wird 
mir über alle vorkommenden Punkte, sowie über die Ein- 
leitung selbst, wie am fördersten die Absicht in Erfüllung 
zu setzen wäre, ihren gutachtlich bestimmten Befund als- 
dann vorlegen". 

Die Kompilationskommission erstattete am 
24. Juli 1781 an den Kaiser Bericht, der darin gipfelte, 
dass in eine teilweise Aenderung der Theresiana nicht 
einzugehen wäre. Es könnte ein Provisorium geschaffen 
werden, nach welchem alle Todesurteile vor ihrer Ver- 
kündigung dem Kriminalobergericht vorzulegen wären, 
und dieses berechtigt wäre, die Todesstrafe „in allen jenen 
Fällen, wo es nicht um ein äusserst böse geartetes Ver- 
brechen, das in publico grosses Aergernis verursacht hat, 
oder wo der Verbrecher nicht zu gemeingefährlich ist. 
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folglich die gemeine Sicherheit nicht zu grosse Gefahr 
läuft", in eine andere en>pfindliche Kriminalleibesstrafe 
nicht unter zehn Jahren umzuwandeln. Im entgegen- 
gesetzten Falle hätte das Kriminalobergericht die Akten 
der Obersten Justizstelle vorzulegen. Dieser stünde wieder 
die Befugnis zur Umwandlung zu. Sollte sie ebenfalls 
von der Todesstrafe nicht abgehen, so wäre der Vortrag 
an den Kaiser zu erstatten. In diesem Falle sollte an 
Stelle der Todesstrafe die sichere Verwahrung auf un- 
bestimmte Zeit eintreten. Der Vollzug dieser Ersatzstrafe 
hätte nicht bei den Privathalsgerichten, sondern in den 
Gefängnissen der Provinzhauptstädte zu erfolgen und zwar 
in dunkler Einzelhaft mit Anschmiedung (der Vollzug ist 
in seinen Einzelheiten beschrieben). 

Kaiser Josef resolvierte am 21. August 1781 „Da 
ein Provisorium auf alle Arten bedenklich zu finden ist, 
und nicht die zukünftige Einrichtung des codicis critninalis 
zu kreuzen, und doch jedermann nach Recht und Billigkeit 
zu behandeln, so bin ich entschlossen, die jetzige Kriminal- 
verfassung mit denjenigen schon gelinderten Modalitäten 
insolange zu belassen, bis der neue Codex criminalis gänzlich 
ausgearbeitet und von Mir bestätigt sein wird." 

Zu dem Berichte der Kompilationskommission hatte 
K e e s s ein ausführliches Votum ausgearbeitet, in welchem 
er die Abänderung der Theresiana im Sinne des Ersatzes 
der Todesstrafe durch Freiheitsstrafen und Ausscheidung 
einer Reihe von Straftaten beantragte. Dieses Votum lag 
dem Berichte an den Kaiser bei, die Kommission hatte sich 
aber gegen diese vorläufige Aenderung geäussert. 

Die Vorschläge, welche Keess gemacht hatte, lassen 
sich in gedrängter Kürze folgendermassen zusammenfassen: 
Er verwirft die Todesstrafe vom Standpunkte der Ab- 
schreckung, weil der Verbrecher im Augenblicke der Tat 
an die Strafe nicht denke und nicht entdeckt zu werden 
hoffe. Sie habe nur soweit Berechtigung, als sie die 
Sicherung der Gesellschaft auf die zuverlässigste Art 
bewirke, in dieser Richtung würde Erbarmen gegen die 
Missetäter Grausamkeit gegen die Guten bedeuten, der 
Landesfürst würde sich der schwersten Verantwortung 
aussetzen, der durch das geschonte Leben eines Verbrechers 
das Leben unschuldiger Mitbürger oder das äusserste Elend 
derselben auf das Spiel setzt. Es müsste daher ein wirk- 
samer Ersatz für die Todesstrafe gesucht werden; ausser- 
dem für ein geordnetes Polizeiwesen Vorsorge getroffen 
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Die Todesstrafe könne in den gesamten deutschen 
a abgeschafft werden, sie wäre durch lebens- 

Kriminalverwahrung zu ersetzen, diese sei nicht 
Privatlandgerichten, sondern in der Provinz- 
It zu vollstrecken. Die gemeingefährlichen Ver- 
gären durch Anschmiedung zu sichern, die übrigen 
lieber Arbeit anzuhalten. Alle lebenslänglichen 
n den übrigen Sträflingen zu trennen, mit Rücksicht 
lohen Kosten der Einzelverwahrung und die zu 
bschreckung empfehle sich jedoch deren Anhaltung 
nsamen Verwahrungsräumen, in welchen auch 
öffentlichen Arbeit verurteilten Lebenslänglichen 
; anzuschmieden wären. Die zu lebenslänglichem 
5 Verurteilten wären auf beiden Wangen mit 
Jgen zu brandmarken, um ihre Flucht unmöglich 
an (Keess beschreibt ferner alle Einzelheiten in 
f die Fesselung und fügt diesbezüglich Zeichnungen 
der Nahrung wären sie auf Wasser und Brot zu 
ien und nur bei guter Führung ein- oder zweimal 
ch eine warme Speise zu reichen. Bei den zu 
glicher Arbeit Verurteilten hätte Brandmarkung 
[änden zu erfolgen (wegen des üblen Eindruckes, 
Irandmarkung auf den Wangen auf das Publikum 
vürde). Auch sie wären bei der Arbeit in Eisen 
, müssten aber als Nahrung neben Brot täglich 
me Speise und wöchentlich ein- oder zweimal 
Thalten. Die Bewachung müsse der Zahl nach 
en und aus anständigen Leuten^ bestehen. Als 
irmittel wird körperliche Züchtigung mit Karbatsch- 

vorgeschlagen. Keess berechnet sowohl die 
ler Herstellung der Gefängnisse, als jene der 
f der Sträflinge auf das Genaueste. Er legt dem 

auch eine Disziplinarvorschrift für Gefängnisse, 
mskizzen bei. Diese Pläne zeichnen sich durch 

Einfachheit aus. In einem ebenerdigen gang- 
[ebäude sind lange Säle untergebracht, an deren 
tern versehenen Längswände je 20, zusammen 40 
e Betten quergestellt sind, neben ihnen je eine 
iuerbank für die Arbeiten. Die Sträflinge wären 
n das Bett, als bei Tag an die Arbeitsbank zu 
3wesen. 

nach langjährigen Beratungen schliesslich das 
ische Strafgesetz von 1787 zustande gekommen 
id einem unleugbaren Fortschritte in Bezug auf 
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die Ausarbeitung der allgemeinen Grundsätze und der 
besonderen Bestimmungen des Strafreehtes ein sehr zweifel- 
hafter in Bezug auf die Strafmittel gegenüber. Allerdings 
waren die Todesstrafe und ihre barbarischen Vollzugs- 
formen beseitigt, aber tatsächlich war deren Anwendung 
ohnehin bereits lange zuvor eingeengt und schliesslich 
vollständig beseitigt gewesen (abgesehen von der Frage, 
ob die Aufhebung der Todesstrafe überhaupt unbedingt 
als Fortschritt zu begrüssen ist). Wenn man die nun- 
mehrigen Strafmittel näher besieht, so kann kaum gesagt 
werden, dass sie vom Geiste der Menschlichkeit getragen 
waren. 

Die Todesstrafe w^ar auf das standrechtliche Ver- 
fahren beschränkt (§ 20) und in diesem durch den Strang 
zu vollziehen. Die schwersten Arten der Freiheitsstrafe 
waren jedoch so beschaffen, dass sie einer verschärften 
Todesstrafe — wenigstens in der Mehrzahl der Fälle — 
gleichkamen. Die Kriminalstrafen waren Anschmiedung, 
Gefängnis mit öffentlicher Arbeit, Gefängnis, Stockstreiche, 
Karbatschstreiche, Rutenstreiche, Ausstellung auf der 
Schandbühne (§ 21). Die drei ersten Strafen konnten 
verschärft werden. In Bezug auf ihre Dauer wurde unter- 
schieden: zeitlich im ersten Grade (1 Monat bis 5 Jahre), 
im zweiten Grade (5 bis 8 Jahre), anhaltend im ersten 
Grade (8 bis 12 Jahre), im zweiten Grade (12 bis 15 Jahre), 
langwierig im ersten Grade (15 bis 30 Jahre), im zweiten 
Grade (30 bis allenfalls 100 Jahre). Mit den langwierigen 
Strafen im zweiten Grade konnte öffentliche Brandmarkung 
(Einschröpfen eines Galgens auf beide Wangen) verbunden 
werden. Die Anschmiedung bestand in enger Ankettung 
in schwerem Gefängnis und war mit jährlicher Züchtigung 
mit Streichen verbunden. Die Gefängnisstrafe war nach 
dem Grade in schwerstes, hartes und gelindes unterschieden. 
Beim schwersten Gefängnis war der Sträfling mittels eines 
eisernen um die Mitte des Körpers zu ziehenden Ringes 
zu befestigen und konnten ihm ausserdem schwere Eisen 
angelegt werden. Er war auf hartes Lager und Wasser 
und Brot angewiesen, jede Unterredung mit Fremden oder 
Angehörigen war ihm untersagt. Das harte Gefängnis 
unterschied sich nur durch leichtere Eisen und zweimalige 
Verabreichung von Fleisch. Die Folge dieser drei Straf- 
arten war die Unfähigkeit zu letztwilligen Anordnungen. 
Auch das gelindere Gefängnis war mit Anlegung von Eisen 
verbunden, es war jedoch bessere Nahrung und die 
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Möglichkeit von Unterredungen, zugleich die Möglichkeit 
von Verschärfung durch Fasten festgesetzt. Für die 
Prügelstrafe waren als Höchstmass 100 Streiche angeordnet. 
Als Verschärfung war in den im Gesetz festgesetzten 
Fällen öffentliche Bekanntmachung und Vermögens- 
einziehung, ferner allgemein der Adelsverlust festgesetzt. 
Während der Strafzeit war jedem Verbrecher der Frucht- 
genuss seines Vermögens eingestellt, der Familie blieb 
der standesgemässe Unterhalt, der Rest kam in den 
Kriminalfonds zum Unterhalt der Arrestanten und Erhaltung 
der Fronfesten. Im Falle des Todes während der Strafzeit 
trat die gesetzliche Erbfolge ein. Eine weiters zulässige 
Verschärfung war die geheime Brandmarkung an der 
linken Seite des Leibes. 

Die Unmöglichkeit, die Ueberzahl von schweren, 
unverbesserlichen Verbrechern unterzubringen, führte zu 
einem neuen unmenschlichen Ausweg. Das Patent vom 
17. Juni 1788 ordnete in § 188 an, dass Verbrecher 
männlichen Geschlechtes, welche wegen Mord, Raub oder 
Brandlegung zu hartem Gefängnis und öffentlicher Arbeit 
auf was immer für eine Zeit oder wegen anderer Ver- 
brechen auf anhaltende Zeit verurteilt wurden, zum 
Schiffziehen nach Ungarn abzugeben seien. Diese 
fürchterliche Strafe bedeutete für die Mehrzahl der Sträf- 
linge ein Todesurteil und wurde in der Folge nachgewiesen, 
dass beim Schiffziehen mehr als doppelt so viele Sträflinge 
jährlich zu Grunde gingen, als früher hingerichtet wurden 
(siehe Maasburg, „Die Strafe des Schiffziehens", 1890). 

Eine durchgreifende Reform der Gefängnisse fand 
nicht statt. Für bestimmte Verbrechen wurde die Festung 
Kufstein, für den Vollzug der Anschmiedungsstrafe je nach 
dem Urteilslande der Spielberg in Brunn oder der Schloss- 
berg in Graz bestimmt, sonst wurde die Strafe im nächsten 
Zuchthause oder im Gerichtsgefängnisse verbüsst (§ 186 
u. f. der Prozessordnung von 1789). 

Die Folgezeit kann daher keinesfalls deshalb als Zeit 
des Rückschrittes bezeichnet werden, weil sie die Todes- 
strafe wieder brachte. Mit einem Patent vom 7. Mai 1790 
wurden einzelne der härtesten Strafmittel beseitigt, mit 
einem Hofdekret vom 19. Juli 1790 die Strafe des Schiff- 
ziehens aufgehoben und mit einem Hofdekret vom 2. Jänner 
1 795 die Todesstrafe in Fällen des Hochverrates im ordent- 
lichen Verfahren wieder eingeführt. 
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So stand die Sache, als kurz nach dem Inslebentreten 
des Josefinischen Strafgesetzes neuerdings die Frage nach 
einer durchgreifenden Strafrechtsreform aufgeworfen wurde. 

Im Laufe der Beratungen des Strafgesetzes von 1803 
hatte sich bereits eine wesentlich andere Auffassung vom 
Vollzug der Freiheitsstrafe gezeigt, vorwiegend in dem 
Sinne, dass dem Sträflinge eine menschlichere Behandlung 
zuteil werden soll. Der Besserungszweck der Strafe war 
schon zuvor bekannt und nichts neues, man bemühte sich 
nur, diesem Gedanken durch eine bessere Sonderung der 
Sträflinge ohne Aufgebung des Grundsatzes der Gemein- 
schaftshaft Rechnung zu tragen. Es ist eine leere, den 
Tatsachen widerstreitende, von geringer Sachkenntnis 
zeugende Redensart, wenn behauptet wird, die österreichische 
Strafgesetzgebung sei auf dem Vergeltungsgedanken auf- 
gebaut. Sie stand, wie alle Gesetzgebungen der damaligen 
Zeit, auf dem auch heute noch richtigen Standpunkt der 
Vereinigung der absoluten und relativen Strafzwecke, und 
berücksichtigte schon zu Ende des 18. Jahrhunderts den 
Gedanken der Besserung und Sicherung in ganz un- 
zweideutiger Weise. Die Ausführung war allerdings sehr 
unvollkommen. 

Vor allem wurden die Strafmittel milder. Nach dem 
Gesetze von 1803 (§11 bis 151) wurden als Freiheitsstrafen 
für Verbrechen Kerker und für schwere Polizeiübertretungen 
Arrest festgesetzt. Die Kerkerstrafe wurde in drei 
Grade eingeteilt. Im ersten Grade erfolgte Verwahrung 
mit Beschränkung auf die Sträflingskost und Wasser als 
Getränke, im zweiten Grade Verwahrung mit Eisen an 
den Füssen, warme Speise ohne Fleisch, hartes Lager, im 
dritten Grade Absonderung, Eisen an Händen und 
Füssen, eiserner Ring um den Leib, warme Nahrung an 
jedem zweiten Tage, sonst Wasser und Brot, hartes Lager. 
Die Dauer war in allen drei Graden auf Lebenszeit oder 
zeitlich von 6 Monaten bis 20 Jahren. In allen Graden 
war die Verwahrung mit Arbeit verbunden. Ausserdem 
konnte die Kerkerstrafe durch Anhaltung zui: öffentlichen 
Arbeit (beschränkt auf Personen männlichen Geschlechtes 
und auf die schwere und schwerste Kerkerstrafe, ersetzbar 
im Falle über zehnjähriger Dauer durch Galeerenstrafe), 
durch Ausstellung auf der Schandbühne (bei mindestens 
zehnjähriger Strafe oder in ausdrücklich festgesetzten 
Fällen), durch nicht öffentliche Züchtigung mit Stock- 
streichen an Erwachsenen, mit Rutenstreichen an Jugend- 
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md Weiblichen (bis zu 50 Streichen, jedoch wieder- 
durch Fasten beim ersten und zweiten Grade, 
durch Landesverweisung mit allfälliger Brand- 
g verschärft werden. 

i der Arreststrafe wurden zwei Grade unter- 
1. Der erste Grad bestand in einfacher Verschliessung, 
lern Verurteilten, im Falle er sich den Unterhalt 
v^erschaffen konnte, die Wahl der Beköstigung 
Jen blieb. Im Falle des Arrestes zweiten Grades 
•engen Arrestes kamen leichte Eisen an den Füssen, 
ntenkost und Arbeitszwang zur Anwendung. Ver- 
igen waren zulässig durch körperliche Züchtigung 
chränkung auf 25 Streiche, sonst wie oben), Fasten, 
ihe Ausstellung, schwerere oder öffentliche Gemeinde- 
Ueber den Vollzugsort bestimmte das Gesetz 
und 458 I), dass schwerer Kerker bis 6 Monate 
ifacher bis 1 Jahr beim Kriminalgerichte selbst 
ckt werden konnte, dagegen Kerkerstrafen wegen 
rrat und Kreditpapierfälschung auf einer Festung, 
anderer Verbrechen in der Dauer von mehr als 
3n an einem von dem Obergerichte zu bestimmenden 
Sorte, alle anderen Strafen im Provinzialgefangenen- 
u vollstrecken waren. Arreststrafen (§ 440—442 II) 
regelmässig beim Urteilsgerichte zu vollziehen, 
3rung von Kriminalsträflingen, Trennung der Un- 
m von bedenklichen Elementen vorgeschrieben, 
folge eines Hofdekretes vom 29. Mai 1829 waren 
10 Jahre überschreitenden Kerkerstrafen nur der 
g bei Brunn und die Strafanstalt Gradiska bestimmt, 
eidend war die mit der nicht kundgemachten 
ihliessung vom 11. Jänner 1833 verfügte tatsächliche 
ung des dritten Grades der Kerkerstrafe durch 
mg ihrer Nichtanwendung. Ausserdem ergingen zahl- 
orschriften über den Strafvollzug, so insbesondere die 
gdesUeberverdienstesmitHofdekret vom 7. Dezember 
im zufolge die Hälfte desselben bis zur Entlassung 
Iflings aufbewahrt werden sollte, die andere Hälfte 
Schaffung von Nebengenüssen verwendet werden 
Ein Hofdekret vom 16. Dezember 1844 gestattete 
düngen von Obsorgern der Schutzvereine für ent- 
Sträflinge auch mit Sträflingen der schweren 
träfe. Mit den für Niederösterreich ergangenen 
ungen vom 13. Oktober 1837 und 9. Februar 1838 
die Einteilung der Sträflinge in Klassen verfügt. 
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bei den Männern waren es 1. die bedenklichsten und 
bösartigsten, 2. die minder bedenklichen, 3. noch weniger 
bedenkliche, gutmütige und einer Besserung fähigen jüngere, 
bei den Weibern entfiel die mittlere Art. Verschiedene 
Verordnungen hatten die Verbesserung der Verpflegung, 
den Religionsunterricht und die Beteilung mit Erbauungs- 
bQchern zum Gegenstande. Die Kost Verbesserungen hatten 
zur Folge, dass sich der Unterschied zwischen den zwei 
ersten Arten der Kerkerstrafe in dieser Richtung ziemlich 
ausgeglichen hatte. 

Ein in den vierziger Jahren gemachter Vorstoss zu 
Gunsten der Einzelhaft endete zwar 1849 mit einem 
platonischen Siege derselben für kurzzeitige Strafen, dieser 
Sieg blieb aber auf dem Papiere. 

Die Neufassung des Gesetzes von 1803, die mit dem 
noch geltenden Strafgesetze vom 27. Mai 1852 vorgenommen 
wurde, stellte nur mehr zwei Grade der Kerkerstrafe auf. 
Beide unterschieden sich in bezug auf den Vollzug nur 
dadurch, dass die zu schwerem Kerker Verurteilten mit 
Eisen an den Füssen angehalten und ihnen Unterredungen 
mit Personen ausser der Anstalt nur in ganz besonderen 
und wichtigen Fällen gestattet wurde (§ 15, 16). Ausser- 
dem war der Umfang der Rechtsfolgen bei der schweren 
Kerkerstrafe weiter gezogen, indem diese nebst den 
allgemeinen an Verbrechersverurteilungen geknüpften 
Folgen auch den Adelsverlust und die bürgerlich-rechtliche 
Handlungsunfähigkeit nach sich zog (§ 26). Der Dauer 
nach unterscheidet das Gesetz bei beiden Arten lebens- 
längliche und zeitliche, letztere in den Ausmassen von 
6 Monaten bis 1 Jahr, 1 bis 5, 5 bis 10 und 10 bis 20 Jahren. 
Dabei ermöglichte aber das Gesetz im Wege des ausser- 
ordentlichen Milderungsrechts bei den Strafsätzen bis zu 
5 Jahren unter das Mindestmass bis auf einen Tag herab- 
zugehen. In beiden Arten besteht Zwang zur vor- 
geschriebenen Sträflingsarbeit. Beide konnten durch Fasten, 
Anweisung eines harten Lagers, Anhaltung in Einzelhaft 
(bis zu einem Monat und sodann erst wieder nach einem 
Monat), Dunkelhaft, Züchtigung mit Stock- oder Ruten- 
streichen und Landesverweisung bei Ausländern verschärft 
werden. 

Die Arreststrafe für Vergehen und Uebertretungen 
(den früheren schweren Polizeiübertretungen) wurde in 
Arrest und strengen Arrest unterschieden (§ 244 — 245). 
Ersterer besteht in Verschliessung ohne Eisen mit Wahl 
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eschäftigung, wenn sich der Verurteilte den Unter- 
lelbst verschaffen kann, letzerer in Anhallung ohne 

mit Arbeitszwang und Beschränkung auf Gefängnis- 
egung, sowie Gestattung von Unterredungen nur in 
wart des Gefängniswärters. Eine Verschärfung kann 
Iden Arten erfolgen durch Fasten, schwere Arbeit, 

Lager, Einzelhaft (bis zu 14 Tage und dann erst 
[• nach 1 Monat), Dunkelhaft, körperliche Züchtigung. 

Dieser Stand der Dinge erfuhr wesentliche Ver- 
mgen im Laufe der folgenden Gesetzgebung. Mit 

Gesetze vom 15. November 1867 wurde die An- 
Lg in Eisen bei der schweren Kerkerstrafe durch 
andere urteilsmässig auszusprechende Verschärfung 
t, ausserdem die körperliche Züchtigung als 
[lärfung abgeschafft. Durch ein Gesetz vom 1. April 
ivurde die Einzelhaft als Vollzugsform der Frei- 
;rafe eingeführt — leider in einer höchst unzweck- 
jen, die Unentschlossenheit der damaligen Gesetz- 
g gegenüber den einzelnen Strafensystemen kenn- 
lenden Weise. Die Einzelhaft wurde auf alle Arten 
'reiheitsstrafe anwendbar erklärt, gleichzeitig fest- 
t, dass die ganze Strafe in Einzelhaft zu vollziehen 
^enn sie durch höchstens achtmonatliche Anhaltung 
•eckt werden kann, ferner bei höchstens achtzehn- 
lichen Freiheitsstrafen, wenn Besserung zu erwarten 
idlich bei allen anderen Strafen während des ersten 

der Strafzeit mindestens durch 8 Monate und nicht 
J Jahre. Nach den ersten 3 Monaten gelten 2 Tage 
haft für 3 Tage der urteilsmässigen Strafe. Die 
haft hat im Falle von Bedenken in bezug auf leib- 
oder geistige Gesundheit zu entfallen. Dadurch wurde 
eigentümliche Mischung von reiner Einzelhaft, ge- 
tem System und Behandlung der Einzelhaft als Straf- 
ung geschaffen. Mit der Durchführung war es — 
ich in der Folge ergeben wird — noch unvoU- 
ener bestellt. Endlich wurde durch die Strafprozess- 
ig von 1873 auch das ausserordentliche Milderungs- 
bei 5 Jahre übersteigende Freiheitsstrafen eingeführt. 

n Bezug auf das Innere des Strafvollzuges ergingen 
iche Verordnungen und Vorschriften, deren Anführung 
deii Rahmen dieser Darstellung reichen würde (ich 
ise in dieser Richtung auf die „Oesterreichische Ge- 
skunde" von Oberstaatsanwalt Dr. Viktor Leit- 
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maier 1890, die allerdings mittlerweile in vielen Be- 
ziehungen der Gegenwart nicht mehr entspricht). 

Sowohl nach der Strafprozessordnung von 1853, als 
nach der geltenden von 1873 waren Freiheitsstrafen bis 
zu einem Jahre in der Regel beim Urteilsgerichte oder 
einem anderen an dessen Stelle delegierten Gerichte zu 
vollziehen, solche über 1 Jahr in den Strafanstalten. In beiden 
Richtungen ergaben sich mid ergeben sich noch heute 
zahlreiche Ausnahmen, je nach den örtlichen Bedürfnissen, 
so dass kürzere Freiheitsstrafen in Strafanstalten, längere 
in Gerichtsgefängnissen verbüsst werden. 

Was nun das Gefängniswesen selbst während dieses 
Wechsels der Gesetzgebung anbelangt, so ist vor Allem 
hervorzuheben, dass noch in der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts nur einzelne Straf anstalten und Gerichthofsgefäng- 
nisse staatlich waren, die grosse Zahl der Gerichtsgefäng- 
nisse, wie die Gerichte den Grundherrschaften unterworfen 
blieben. Erst die in den 50er Jahren durchgeführte Ver- 
staatlichung der Behörden führte zur Verstaatlichung der 
Gefängnisse. Damit begann erst die Möglichkeit zu ein- 
schneidenden Reformen, sie wurde jedoch wenig ausgenützt. 
Ein Hindernis bestand zunächst darin, dass die Straf- 
anstalten dem Staatsministerium, und nur ein Teil der 
Gerichtsgefängnisse dem Justizministerium unterstanden, 
indem dies bezüglich der sogenannten Bezirksämter nicht 
der Fall war. Erst mit 16. Oktober 1865 wurde das 
Gefängniswesen- vollständig in den Geschäftsbereich des 
Justizministeriums übertragen und die gegenwärtige Organi- 
sation des Gefängnis Wesens geschaffen. Zugleich wurde 
ein dem Justizminister unterstellter Generalinspektor des 
Gefängniswesens (Freiherr v. Hye-Gluneck) bestellt, 
welche Würde jedoch bereits 1867 wieder erlosch, ohne 
dass hierdurch die Einheitlichkeit der Oberleitung an sich 
berührt worden wäre, da diese im Gefängnisdepartement 
des Justizministeriums aufrechterhalten blieb. 

n. 

Die organisatorischen Bestimmungen der Ver- 
ordnung vom 25. Oktober 1865 gingen dahin, 1. dass die 
Leitung und Verwaltung der sämtlichen Strafanstalten aus 
den Händen des Staatsministeriums auszuscheiden und in 
den ausschliesslichen Wirkungskreis des Justizministers zu 
übertragen sei, wobei zugleich der letztere ermächtigt wird. 
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einen Beamten des Justizministeriums als seinen Stell- 
vertreter mit der Oberleitung und Aufsicht über diese 
sämtlichen Strafanstalten mit Einschluss der Straf- und 
Untersuchungsgefängnisse bei den Gerichten zu betrauen; 
2. dass die Gesamtheit jener Amtsgeschäfte und Tätigkeiten, 
welche zur Verwaltung und Beaufsichtigung der Straf- 
anstalten in den einzelnen Kronländern bisher den Länder- 
stellen obgelegen hatten, in den ausschliesslichen Wirkungs- 
kreis der Oberstaatsanwälte, und 3. dass die Lokalauf- 
sichten über die einzelnen, bisher unter der Leitung der 
politischen Bezirke gestandenen Strafanstalten den Staats- 
anwälten jener Behörde, in welchen sie liegen, mit dem 
Wirkungskreise der bisherigen Hauskommissäre übertragen 
werde. 

Diese Organisation hat sich, soweit die eigentlichen 
Strafanstalten in Betracht kommen, unbedingt bewährt 
und es wäre nur zu wünschen, dass auch die Gerichtshof- 
gefängnisse in dieselbe eingefügt werden, die gegenwärtig 
den Gerichtshofpräsidenten unterstellt sind (die Bezirks- 
gerichtsgefängnisse müssten, soweit sie nicht in den Haupt- 
und Kreisstädten mit jenen der Gerichtshöfe verbunden 
sind,, aus praktischen Gründen der Leitung der Bezirks- 
richter überlassen bleiben). Einzelne Strafanstaltsbeamte 
sind allerdings mit dieser Organisation nicht zufrieden und 
würden eine unmittelbare Unterstellung unter das Justiz- 
ministerium vorziehen. Der Grund liegt zweifelsohne darin, 
dass sie die Ueberwachung durch den Staatsanwalt als 
Hauskommissär und den Oberstaatsanwalt als eine lästige 
Fessel empfinden, insbesondere dann, wenn die über- 
wachenden Staatsanwälte ihre Dienstobliegenheiten genau 
nehmen. Solange das gesamte Gefängnispersonal ein- 
schliesslich der Strafanstaltsdirektoren (Arzt, Lehrer und 
Geistlichen ausgenommen) dem Militärstand entnommen 
wird, ist es unbedingt geboten, einer allzuweit gehenden 
Uebertragung militärischer Anschauungen auf den Straf- 
vollzug durch die Ueberwachung selten kriminalistisch 
erfahrener Beamter ein Gegengericht zu schaffen. Es 
liegt eine Selbstüberschätzung vor, wenn ein Gefängnis- 
beamter (Marcowich „Das Gefängniswesen in Oester- 
reich" S. 16) über den Hauskommissär die abfällige Be- 
merkung macht „er braucht zu diesem Berufe vorher weder 
Studien noch Prüfungen über den Strafvollzug und die 
Gefängniswissenschaft abgelegt zu haben". Es wäre selbst- 
verständlich jedem Staatsanwälte ein leichtes, sofort oder 
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binnen einigen Wochen, über jenes Mass von „Gefängnis- 
wissenschaft" eine Prüfung abzulegen, um das der um 
Uebernahme in den Strafanstaltsdienst sich bewerbende 
Offizier nach dreimonatlicher Probepraxis von dem prüfen- 
den Oberstaatsanwälte füglich gefragt werden kann. 
Wesentlich ist, dass der überwachende Staatsanwalt über 
jene kriminalistischen Kenntnisse und Erfahrungen verfügt, 
die dem Strafanstaltsbeamten infolge seines vorausgegangenen 
Berufsganges nicht zukommen. Es kann nicht oft genug 
wiederholt werden, das insbesondere die Kenntnis des Ver- 
brechers, der Einblick in die sogenannte „Verbrecherseele", 
von der so viel von Unberufenen und Unerfahrenen ge- 
sprochen wird, sich besser im Strafverfahren, als im Straf- 
vollzug ergibt. Kommt dazu, dass der Staatsanwalt sich 
mit dem Verbrecher auch in der Strafhaft abgibt, dann 
wird er seiner Aufgabe gewiss gewachsen sein. Er wird 
sogar in der Regel in der Lage sein, sofort die Leitung 
einer Strafanstalt zu übernehmen, wenn er auch die reinen 
Verwaltungsgeschäfte und insbesondere den Arbeitsbetrieb 
nicht immer in ihrem vollem Umfange beherrschen wird. 
Um allen Miss Verständnissen von vornherein die Spitze 
abzubrechen, bemerke ich, dass ich keineswegs die in 
Oesterreich geübte Entnahme der Strafanstaltsbeamten aus 
Offizieren — die auf diesem Wege die Möglichkeit zu 
Heiraten erlangen wollen — missbillige. Bei richtiger 
Auswahl gewinnt man hierdurch sehr tüchtige und pflicht- 
eifrige Strafanstaltsbeamte, die aber schliesslich keine 
Kriminalisten sind und daher des Hauskommissärs vor 
allem als Beraters bedürfen. Dazu kommt, dass durch 
diese Einrichtung allmonatlich bei der sogenannten Haus- 
kommission den Sträflingen die Möglichkeit gegeben wird, 
sich mit Bitten oder Beschwerden an einen ausser der 
Strafanstalt befindlichen übergeordneten Beamten zu 
wenden. Für diese Funktion würde die einmal im Jahre 
durch den Oberstaatsanwalt vorzunehmende Inspektion 
nicht genügen. Ausserdem ist der Staatsanwalt als Haus- 
kommissär das vermittelnde Organ des Oberstaatsanwaltes 
auch in reinen Verwaltungsangelegenheiten, wenn beispiels- 
weise Zweifel über die Richtigkeit einer getroffenen oder 
zu treffenden Massregel bestehen. Meine Erfahrung hat 
mich gelehrt, dass sich gerade diese Tätigkeit in zahl- 
reichen Fällen als unbedingt geboten erwiesen hat. Es 
ist falsch, wenn von der Ansicht ausgegangen wird, als 
könnte aus dem Verkehre des inspizierenden Staatsanwaltes 
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oder Oberstaatsanwaltes mit den. Sträflingen für die Ge- 
fängniszucht eine Gefahr erwachsen. Die Sträflinge wissen 
ganz genau, dass sie während des Strafvollzuges Be- 
schwerden vorbringen können — sie wissen es schon 
deshalb, weil ihnen in den Gerichtsgefängnissen allwöchent- 
lich die Möglichkeit hiezu eröffnet wird. Nichts wäre 
für die Zucht schädlicher, als ihnen irgendwie die Mög- 
lichkeit eines freien Vorbringens abzuschneiden. Dass 
hiebei in der unverschämtesten Weise gelogen wird, ob 
es sich nun um eine Beschwerde, um eine Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens oder ein anderes Vorbringen handelt, 
wird dem Inspizierenden, der Kriminalist ist, gewiss nicht 
aus der Fassung bringen. Das ist er eben gewöhnt. 
Eine grosse Zahl der Sträflinge meldet sich überhaupt 
nur der Abwechslung halber, in der Gemein schaftshaft 
kommt es oft genug vor, dass sich ein Sträfling seinen 
Mitsträflingen gegenüber durch sein Vorbringen hervortun 
will. Dergleichen Dinge darf man nicht tragisch nehmen. 
Man darf sie insbesondere nicht vom militärischen Sub- 
ordinationsstandpunkte auffassen, denn gegebenen Falles 
handelt es sich um Verbrecher und nicht um Soldaten. 
Gerade in dieser Richtung kann der Kriminalist auf die 
Strafanstaltsbeamten erziehend einwirken und ihnen ein 
Berater sein. Dadurch, dass er die Sträflinge anhört und 
ihre allfälligen Beschwerden, selbstverständlich taktvoll, 
auf die Richtigkeit prüft und vorkommende Unzukömmlich- 
keiten abstellt, wird die Zucht keineswegs gelockert. 
Wenn dem Hauskommissär unterschoben wird, er spiele 
sich gewissermassen als Vater der Sträflinge auf, „vielleicht 
mitunter aus Besorgnis um das eigene Wohl; denn bei 
der Inspizierung ist das Betreten eines grosses Arbeits- 
saales, in dem oft gefürchtete Leute mit den schärfsten 
Werkzeugen hantieren, kein Spass" (a. a. 0. S. 85), so ist 
dies einerseits in bezug auf die Gefahr eine sehr erheb- 
liche Uebertreibung, andererseit aber ein übelangebrachter 
persönlicher Ausfall, denn der staatsanwaltliche Beruf 
würde sich schlecht mit persönlicher Zaghaftigkeit ver- 
tragen. Einer Gefahr ist vorwiegend der einzelne Auf- 
seher ausgesetzt, der von bewaffneten Aufsehern begleitete 
inspizierende Beamte jedenfalls in sehr geringem Grade. 
Mir ist nur ein Fall eines tätlichen Angriffes gegen einen 
als Hauskommissär einschreitenden Staatsanwalt bekannt, 
und in diesem Falle war der Staatsanwalt nicht im Zweifel, 
wie er sich zu benehmen habe. 
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Was nun die mit dem Strafvollzug betrauten Personen 
anbelangt, so ist nach den Vollzugsarten zu unterscheiden, 
gemeinsam haben sie, dass fast ausnahmslos alle Angestellte 
(natürlich von Lehrern, Geistlichen und Aerzten abgesehen) 
unmittelbar vorher dem militärischen Berufe angehörten, 
oder doch beim Militär dienten. Bei den Bezirksgerichten 
obliegt der Strafvollzug den Gerichtsdienern, die dem 
Stande der länger dienenden Unteroffiziere (Zertifikatisten) 
entnommen sind; es hat jedoch der Bezirksrichter die 
Oberaufsicht. Bei den Gerichtshöfen obliegt der Vollzugs- 
dienst in der Regel Kanzleibeamten, ebenfalls aus dem 
Stande der länger dienenden Unteroffiziere, auch die vorher 
bestandenen Kerkermeister hatten dieselbe Vorbildung. 
Die Gefangenaufseher haben dieselbe Qualifikation, wie 
jene der Strafanstalten, d. h. sie werden regelmässig aus 
früheren Unteroffizieren nach Erfüllung ihrer zwei- bis 
dreijährigen aktiven Dienstzeit oder aus Gefangenaufsehern 
der Strafanstalten gewählt. Ungeachtet der knappen Bezüge 
und geringen Beförderungsaussichten (zu Oberaufsehern) 
finden sich mit Rücksicht auf die seinerzeitigen bescheidenen 
Ruhegehalte doch genug Bewerber. Dasselbe gilt für die 
Aufseher der Strafanstalten im engeren Sinne. Die 
Wohnungsverhältnisse sind in den meisten altern Anstalten 
sehr ungünstig und bedürfen einer gründlichen Regelung. 
Die Rücksicht auf die Arbeitsbetriebe fordert bei einzelnen 
Aufsehern Kenntnis des betreffenden Betriebes. In dieser 
Richtung würden grössere Arbeitsaufseherzulagen die 
Gewinnung tüchtiger Kräfte erleichtern, die sich übrigens 
trotzdem teilweise finden. Länger dienende Unteroffiziere 
hätten den Vorzug, finden sich aber nur selten unter den 
Bewerbern. Es wäre wünschenswert, wenn die Aufseher 
erheblich besser gestellt würden, und es könnte in diesem 
Falle ein höherer Massstab an ihre Vorbildung angelegt 
werden. 

Bei einzelnen Gerichtshöfen sind die Beamten ähnlich 
wie in den Strafanstalten dem Offiziersstande, beziehungs- 
weise dem Stande der Strafanstaltsbeamten entnommen. 
Diese Art der Organisierung dürfte allmählich bei allen 
Gerichtshöfen Platz greifen. 

In den Man n er straf an st alten werden gegen- 
wärtig — ' obwohl keine darauf bezügliche Vorschrift 
besteht — sämtliche Beamte mit einer Ausnahme dem 
Offiziersstande entnommen. Regelmässig sind es Ober- 
leutnante oder Leutnante, die des Heiratens halber in den 
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Zivilstandsdienst übertreten wollen, sich zu diesem Behufe 
einer dreimonatlichen Praxis in einer Strafanstalt und 
sodann einer Prüfung aus dem Gefängniswesen durch eine 
Kommission unterwerfen, die aus dem Oberstaatsanwalt 
als Vorsitzenden, zwei Strafanstaltsbeamten und dem 
Vorstande der oberstaatsanwaltschaftlichen Rechnungs- 
departements besteht. Obgleich sowohl die Bezüge, als 
die Beförderungsaussichten in der Regel keine glänzenden 
sind, fehlt es nie an Bewerbern. Es muss anerkannt 
werden, dass die Mehrzahl dieser Beamten sich ihrem 
neuen Berufe mit Pflichteifer widmet und sich ihrer Auf- 
gabe, insbesondere in administrativer Richtung, vollkommen 
gewachsen zeigt. Dass die kriminalpsychologische Seite 
des Berufes nicht immer richtig erfasst wird, bringt der 
Umstand mit sich, dass der Offizier in einem ganz anderen 
Gedankengange erzogen ist und mitunter den Uebergang 
in eine fremde Anschauung schwer findet. An der Spitze 
der Strafanstalt steht je nach deren Grösse ein Direktor 
oder Oberdirektor. Der Rang des ersteren entspricht dem 
eines österreichischen Staatsanwaltsubstituten, der des 
zweiten jenem eines Staatsanwaltes der 7. Rangsklasse 
(die grösseren Staatsanwaltschaften besitzen Staatsanwälte 
der 6. Rangsklasse). Ein Beamter, der Wachinspektor, 
wird aus dem Stande der länger dienenden Unteroffiziere 
entnommen. Ihm obliegt die unmittelbare Dienstesaufsicht 
über die Aufseher und die Sträflinge. Sein Dienst ist ein 
schwerer und verantwortungsvoller. Bezüglich der Lehrer 
und Geistlichen bestehen keine besondere Erfordernisse, 
der eine muss für die Volksschule befähigt sein, der andere 
für die Seelsorge im allgemeinen. Die Aerzte sind teils 
Beamte, teils gegen Bestallung angestellt. Da ihnen regel- 
mässig nur bestimmte Stunden Anstaltsdienst obliegt, pflegen 
sie nebenbei Privatpraxis auszuüben. Das Mass ihrer 
Dienstobliegenheiten richtet sich natürlich nach der Grösse 
der Anstalt. 

Die Weiberstrafanstalten sind derart der 
Leitung und Verwaltung durch weibliche Ordens- 
kongregationen überantwortet, dass sich in denselben nur 
je ein Strafanstaltsinspektor als staatliches Aufsichtsorgan 
befindet, ein Zustand, der in keiner Weise befriedigend 
genannt werden kann. Es ist übrigens erwähnenswert, 
dass von Anfang der fünfziger bis Ende der sechziger 
Jahre auch die Männerstrafanstalten von Klosterschwestem 
geleitet waren. 
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Wenn ich nun zu den einzelnen Vollzugsarten über- 
gehe, so verweise ich zunächst auf die vorausgeschickte 
geschichtliche Einleitung, welche zeigt, dass sich — wenn 
wir von vereinzelten Zuchthäusern, die zunächst zur 
Unterbringung Arbeitsscheuer bestimmt waren, absehen — 
auch in Oesterreich ursprünglich der Strafvollzug enge 
an das Urteilsgericht angeschlossen hatte, und dass sich 
nur ganz allmählich einzelne selbständige Strafanstalten 
entwickelten. In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
bestanden neben den zwei Strafanstalten für langzeitige 
Strafen am Spielberg in Brunn und in Gradiska, Provinzial- 
strafhäuser und die Gerichtsgefängnisse. Zu Anfang der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts begann gleichzeitig 
mit der Organisation der staatlichen Gerichte auch die 
der Gefängnisse — wie sich zeigen wird, mit sehr un- 
zureichenden Mitteln. Nachstehende Tafel gibt ein Bild 
der Entwickelung der Männerstrafanstalten. 





Anstalt 


frühere 
Bestimmung 


Errich- 
tung d. 
Straf- 
anstalt 


Erweiterung für 


Land 


Gemein- 
schafts - 
haft 


Zellen- 
haft 


Niederösterr. 


Stein 


Kloster 


1851 


1855 


1873 




Göllersdorf 


Schloss 


1874 


— 


— 


Oberösterreich 


Garsten 


Kloster 


1851 


— 


— 




Suben 


Kloster 


1855 


— 


— 


Steiermark 


Graz 
(Karlau) 


Schloss 


1809 


1820,1848 


1872 




Marburg 


— 


1889 


— 


— 


Krain 


Laibach 


Schloss 


1868 


aufgelass. 
1895 




Küstenland 


Capodistria 


Kloster 


1822 


1853-1856 


— 




Gradiska 


Schloss 


1818 


1836 


— 


Böhmen 


Prag 


Kloster 


1809 


1822-1856 


aufgelass. 
1889 




Prag 


— 


1889 


— 


— 




Karthaus 


Kloster 


1855 


— 


1873 




Pilsen 


— 


1878 


— 


— 


Mähren 


Mürau 


Schloss 


ia58 


— 


— 


Galizien 


Lemberg 


Kloster 


1785 


giossent. 
umgebaut 






Stanislau 


— 


1883 


— 


— 




Wisnicz 


Kloster 


1868 


— 


— 



Es bestehen demnach derzeit 15 Männerstrafanstalten. 
Von denselben sind vier, nämlich Pilsen, Marburg, Prag 
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nach dem gemischten System, Stanislau ausschliesslich 
für Gemeinschaftshaft für die Zweckbestimmung neu gebaut, 
zu drei alten Anstalten (Stein, Graz und Karthaus) erfolgte 
durchZubau von Zellenflügelndie Umwandlungin Gefängnisse 
gemischten Systems, alle übrigen sind Gemeinschaftsgefäng- 
nisse in unzweckmässigen, zum Teil sehr alten Gebäuden. Ein 
Unikum stellt GöUersdorf dar, indem diese Anstalt in einem ge- 
mieteten, ziemlich altersschwachen Schlosse untergebracht ist. 
Die Weiberstrafanstalten sind: 



Land 


Anstalt 


frühere 
Bestimmung 


Zeit d. Er- 
richtung d. 
Strafanstalt 


Niederösterreich 


Neudorf 


Kloster 


1856 


Krain 


Vi^aun 


Sehloss 


1875 


Tirol 


Schwaz 


Kloster 


1855 


Böhmen 


Repy 


Kloster 


1865 


Mähren 


'Wallachisch 
Meseritsch 


Sehloss 


1854 


Galizien 


Lemberg 


Kloster 


1856 



Von diesen ist das ehemalige Kloster Neudorf nicht 
Staatseigentum. Sämtliche Anstalten sind ausschliesslich 
auf Gemeinschaftshaft eingerichtet. 

Ueber die Belagsverhältnisse führe ich in der Folge 
die Ziffern des Jahres 1903 an. Ich bemerke gleich an 
diesem Orte, dass aus dem Steigen und Sinken des Belages 
der einzelnen Anstalten keineswegs ein Rückschluss auf 
die Straffälligkeit gestattet ist, denn der Belag hängt 
einerseits von der wachsenden Neigung der Gerichtshöfe, 
kürzere Freiheitsstrafen auszusprechen, andererseits von 
den jeweiligen Einlieferungsvorschriften und insbesondere 
von der Umgestaltung der Gerichtsgefängnisse infolge von 
Neubauten ab. Wer daher die Gefängnisstatistik zu Rück- 
schlüssen auf die Kriminalität benützt, hält sich und seine 
Leser zum Besten — soferne diese nicht besser unterrichtet 
sind. Rückschlüsse auf die StraffälligkeitgestattetnurdieStati- 
stik der S traf rechtspf lege, und auch hier ist Vorsicht angezeigt. 

Ich schicke daher schon hier voraus, dass neben 
diesen 15 Männer- und 6 Weiberstrafanstalten die Gefängnisse 
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von 71 Gerichtshöfen und der diesen unterstellten Bezirks- 
gerichte in Betracht kommen. Von diesen waren ur- 
sprünglich sämtlich nur für Gemeinschaftshaft berechnet, 
seit dem Jahre 1878 wurde allmählich in 20 Gerichtshof- 
gefängnissen auch, allerdings aus finanziellen Gründen in 
sehr bescheidenem Umfange, für Zellenhaft gesorgt 
(Reichenberg 1878, Koveredo und Teschen 1881, Trient 
1882, Brüx 1883, Innsbruck 1887, Troppau 1889, Ried 1890, 
Wiener Neustadt 1894, Graz 1896, Wadowice 1900, Wels, 
Ungarisch Hradisch und Olmütz 1901, Pilsen 1902, Laibach 
und St. Polten 1903, Budweis, Eger und Salzburg 1905). 

Der Sträflingsstand sämtlicher Gefängnisse geht aus 
folgender üebersicht hervor: 





Stand 
am 
An- 

fang 


Zu- 
wachs 


Ab^ 
gang 


Stand 

am 

Ende 


Durch- 
schnitts- 
stand 


Davon i. Ein- 
zelhaft 


Zahl 
d. Ein- 


1903 


vom Zu- 
wachs 


vom 
Durch- 
schnitt 


zel- 
zellen 


Stein 


927 


830 


813 


944 


933 


503 


322 


348 


GöUersdorf 


161 


245 


225 


181 


173 


— 





— 


Garsten 


612 


375 


372 


615 


613 


— 





— 


Suben 


327 


. 217 


215 


329 


331 


— 


— 


— 


Prag 


787 


392 


485 


694 


741 


249 


271 


315 


Kauthau 


462 


174 


238 


398 


424 


40 


56 


63 


Pilsen 


799 


367 


398 


768 


720 


262 


329 


387 


Mürau 


616 


232 


289 


559 


575 











Wisnicz 


375 


130 


133 


372 


370 


— 








Lemberg 


612 


307 


316 


603 


610 


— 





— 


Stanislau 


896 


194 


320 


770 


831 


— 





— 


Graz 


847 


400 


464 


783 


799 


123 


153 


251 


Marburg 


512 


392 


382 


522 


507 


75 


114 


136 


Capodistria 


431 


180 


182 


429 


437 


— 


— 


— 


Gradiska 


313 


115 


129 


299 


300 








— 


alle Männer- 


















anstalten 


8677 


4550 


4961 


8266 


8364 


1252 


1245 


1500 


Neudorf 


182 


168 


180 


170 


175 





— 


— 


Repy 


192 


96 


125 


163 


181 


— 


— 


— 


Wall-Meseritsch 


176 


82 


90 


168 


164 











Lemberg 


225 


72 


86 


211 


216 


— 


— 


— 


Vigaue 


256 


79 


102 


233 


236 


— 


— 


— 


Schwaz 


130 


61 


72 


119 


121 





— 


— 


alle Weiberan- 


















stalten 


1161 


558 


655 


1064 


1093 


— 


— 


— 


Gerichtshöfe: 


















Männer 


7584 


39029 


39220 


7393 


6991 


? 


? 


? 


Weiber 


1027 


6573 


6666 


934 


989 





— 


— 


Bezirksgerichte 


















Männer 


6627 


333727 


333635 


6719 


5536 


? 


? 


? 


Weiber 


1162 


81216 


81181 


1197 


1160 


— 


— 


— 



Digitized 



by Google 



— 28 — 

rtan muss sich hüten, etwa die Sträflinge der Straf- 
ten und Gerichtsgefängnisse zusammenzuzählen. In 
Zuwachs der Gerichtshöfe steckt nämUch die über- 
nde Mehrzahl des Zuwachses der Strafanstalten, da 
leisten Verurteilten ihre Strafe beim Gerichtshof 
en und an die Strafanstalt tiberstellt werden und 
in geringer Bruchteil die Strafe unmittelbar in der 
,nstalt antritt. Nur der Stand am Anfang und Ende 
ahres entspricht dem Gesamtstande an dem be- 
ten Tage. Wer über die Zahl der Verurteilten Auf- 
is erlangen will, muss sich an die Statistik der 
echtspflege wenden. Die in einem Jahre neu in 
lg gesetzten Strafen decken sich in zweifacher 
mg mit den in diesem Jahre verhängten Strafen 
Einerseits werden auch Strafen des Vorjahres in 
lg gesetzt, andererseits solche des Ausweisjahres 
ach Ablauf desselben oder gar nicht. Im Grossen 
ranzen heben sich jedoch diese beiden Grössen mit 
ischer Wahrscheinlichkeit gegenseitig auf. Anders 
es mit jenen Arresstrafen, die an Stelle uneinbring- 

G eidstrafen in Vollzug gesetzt werden, denn über 
3he dieser gibt die österreichische Statistik (wie jene 
chlands) keinen Aufschluss. 

3ies vorausgeschickt, gebe ich nachstehend eine 
sieht der im Jahre 1903 verhängten Strafen, die 
ch zeigt, wie in Oesterreich gegenwärtig die 
Strafsätze des geltenden Rechtes im Wege der 
^ordentlichen, tatsächlich in der Mehrzahl der Fälle 
nwendung kommenden Milderungsrechtes gemildert 
n. Ueber den mit der seinerzeitigen Zuständigkeits- 
nzung zusammenhängenden ausgedehnten Verbrechens- 
f konnte die Rechtsanwendung allerdings nicht hinaus- 
en, es dürfen daher die Verbrechensverurteilungen 
iwegs mit dem Masstabe des deutschen Rechtes, 
weige denn mit jenem einer noch fortschrittlicheren 
jsung gemessen werden. 

'n 62 Fällen wurde die Todesstrafe ausgesprochen, 
i nur in 3 vollzogen, in den übrigen teils in lebens- 
3he (16) teils in zeitliche Kerkerstrafe umgewandelt, 
an 33940 Verbrechens Verurteilungen erfolgten demnach 
hlich zu Kerkerstrafe (einfacher und schwerer): auf 
szeit 22, auf über 15— 20 Jahre 38, 10—15 J. 44, 

J. 289, 3—5 J. 356, 2—3 J. 412, 1—2 J. 2200, 6 bis 
»nate 3547, 3-6 Monate 7386, 1—3 Monate 12 269, 
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bis 1 Monat 7358. Unter das Mindestmass von 6 Monaten 
fielen daher 27 013 oder 79,5%. Ausserdem erfolgten wegen 
Vergehen und Uebertretungen bei den Gerichtshöfen und 
Bezirksgerichten zusammen 418085 Verurteilungen zu 
Arrest und 161 834 Verurteilungen zu Geldstrafen (überhaupt 
581 254 Verui-teilungen). 

Gegenüber den sich vielfach geltend machenden 
Bestrebungen, die Dinge schwarz zu malen, bemerke ich, 
dass die Verurteilungsziffern in Oesterreich keinen Rück- 
schluss auf eine aufsteigende Straffälligkeit zulassen. Die 
Verbrechensverurteilungen hatten von Beginn der Wirksam- 
keit der Strafprozessordnung ab im Verhältnisse zur 
Bevölkerung in den zwei Jahren 1877 und 1881 ihren 
Höhepunkt erreicht, sind dann tief gesunken, um vorüber- 
gehend in den bewegten Jahren von 1898 bis 1902 wieder, 
jedoch nicht mehr auf die frühere Höhe, anzusteigen. Jm 
Jahrfünft 1881—1885 fielen auf 10000 Strafmündige 21,1, 
in den folgenden Jahrfünften 18,0 bis 18,3, im Jahre 1901 
dagegen 20,8, 1902 19,9, 1903 18,9 Verbrechensverurteilungen. 
Die Verurteilungen wegen Vergehen und Uebertretungen 
hatten ihren Höhepunkt im Jahre 1886 (vorwiegend infolge 
der Vermehrung der Tatbestände). Es ist daher absolut 
falsch, aus der Statistik auf eine vermehrte Straffälligkeit 
zu schliessen, ein solcher Fehler kann nur demjenigen 
unterlaufen, der mit den absoluten Zahlen ohne Rücksicht 
auf das Verhältnis zur Bevölkerung rechnet. 

Ich habe bereits erwähnt, dass die Neuordnung des 
Belages der Strafanstalten nur zum Teil mit der Abnahme 
der Verurteilungen zu längeren Kerkerstrafen zusammen- 
hängt, da auch die Ausgestaltung der Gerichtsgefängnisse 
in Betracht kommt. Tatsächlich hat sich der Durchschnitts- 
belag der Strafanstalten wesentlich gemindert. Während 
er im Jahre 1886 in den Männerstrafanstalten noch 9977, 
in den Weiberstrafanstalten 1488 betragen hat, ist er im 
Jahre 1902 bis auf 8364 und 1093 gesunken. 

IV. 

Von grosser Bedeutung ist der geringe Anteil, der 
auf den Vollzug in Einzelhaft fällt. Die Unzuläng- 
lichkeit der zur Verfügung stehenden Zellen hat dazu ge- 
führt, dass auch gegenwärtig das Gesetz vom 1. April 1872 
nur in sehr bescheidenem Umfange durchführbar erscheint. 
Ich habe an einem anderen Orte (zur Reform der 
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Freiheitsstrafen, Monatsschrift für Kriminalpsychologie und 
Strafrechtsreform II) die Frage der Einzelhaft kurz er- 
örtert. Ich führe die Stelle wörtlich an: 

„Nach dem bisher Entwickelten bin ich ein unbedingter 
Anhänger der Einzelhaft, so weit sie ohne Schaden für 
die körperliche und geistige Gesundheit vollzogen werden 
kann. Sie ist vor allem bei allen kurzzeitigen Freiheits- 
strafen unbedingt geboten. Es wäre wohl mehr als tiber- 
flüssig, alle die bekannten Gründe, die für die Einzelhaft 
angeführt werden, hier zu wiederholen. Klar muss für 
jeden, der mit dem Vollzug kurzzeitiger Freiheitsstrafen 
vertraut ist, sein, dass die Gemeinschaftshaft in der Regel 
der Fälle bestenfalls wenig wert ist. Sie birgt aber eine 
solche Fülle von Gefahren in sich, dass es geradezu eine 
schwere Verantwortung für den Staat in sich schliesst, wenn 
er jährlich Tausende von Verurteilten diesen Gefahren 
aussetzt. Unverdorbene Menschen während der Unter- 
suchungshaft oder kurzzeitiger Freiheitsstrafen in Gemein- 
schaft mit anderen Häftlingen oder Sträflingen zu bringen, 
bezüglich deren entweder die sittliche Beschaffenheit nicht 
feststeht oder aber über ihren Tiefstand kein Zweifel be- 
steht, ist ein Unrecht, ein Uebel, das der Staat zuzufügen 
nicht berechtigt ist. Wie viele dadurch im Laufe der 
Zeiten zugrunde gegangen sind, indem sie in der Gemein- 
schaft verdorben wurden, lässt sich nicht absehen. Aber 
auch verdorbene Elemente gleicher oder verschiedener 
Stufe gehören zum mindesten während der Untersuchungs- 
haft und während kurzzeitiger Freiheitsstrafen nicht in 
Gemeinschaft, denn was bei solchen an sich empfänglichen 
Menschen noch zu verderben ist, wird da gründlich be- 
sorgt. Die Erfahrung lehrt uns, dass nach einer Reihe in 
Gemeinschaftshaft zugebrachter Vorstrafen nur zu häufig 
alle Mühe verloren ist. Die Reform muss bei den Gerichts- 
gefängnissen und den Strafanstalten für Kurzzeitige ein- 
setzen, indem sie hier den Grundsatz unbedingter Einzel- 
haft durchführt. In erster Linie kommen die Einzel- 
gerichte (Bezirksgerichte, Amtsgerichte) in Betracht, denn 
bei diesen kommt die grosse Zahl der Erstverurteilungen . 
vor. Ein nicht unerheblicher Teil der heutigen Verbrecher 
hätte gerettet werden können, wenn sie die ersten Freiheits- 
strafen nicht in den Gemeinschaftszellen der Einzelgerichte 
verbüsst hätten, wo zu den sonstigen Nachteilen der Ge- 
meinschaft regelmässig noch der Mangel an Arbeit oder 
Beschäftigung trittt Diesem Mangel wird die Zelle aller- 
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dings nicht abhelfen, aber die Wirkung des Arbeitsmangels 
ist in der Gemeinschaft eine wesentlich andere als in 
der Zelle. 

Dass die Kostenfrage angesichts der schweren sitt- 
lichen Schäden und der Opfer an Menschen eine Rolle 
spielen kann, ist an sich bedauerlich. Es ist aber zugleich 
ein Zeichen kurzsichtiger Finanzpolitik, wenn die Reform 
der Gerichtsgefängnisse mit Rücksicht auf den einmaligen 
Aufwand vereitelt wird, den die Umbauten und Neubauten 
verursachen, oder wenn um einige Prozente der Bausummen 
zu ersparen Gemeinschaftsräume statt Einzelzellen gebaut 
werden. Kurzsichtig ist diese Politik, weil ein einziger 
Mensch, der infolge der verderblichen Wirkung der Ge- 
meinschaft mit schlechten Elementen in der Haft oder 
auch nur wegen Wirkungslosigkeit einer derartigen Schein- 
strafe auf die Verbrecherlaufbahn gerät, dem Staate und 
seinen Mitbürgern im Laufe seines Lebens einen grösseren 
Aufwand verursachen kann, als die zweckentsprechende 
Herstellung eines bezirksgerichtlichen Gefängnisses er- 
fordert. 

Ich verweise in bezug auf die finanzielle Seite der 
Frage auf die lehrreiche Darstellung, die Kr ohne (Straf- 
anstalten und Gefängnisse in Preussen I.) über die Ent- 
wicklung der Gefängnisse des preussischen Ministeriums 
des Innern gibt. Wenn auf Grund der gewonnenen Er- 
fahrungen bei den Bauherstellungen mit solcher Spar- 
samkeit und Rücksicht auf den Zweckmässigkeitsstandpunkt 
vorgegangen wird, wie dies gegenwärtig in Preussen der 
Fall ist, stellt sich der Aufwand nicht als ein unerschwing- 
licher heraus. Insbesondere ist zu beachten, was Krohne 
über die räumlichen Ausmasse der Einzelzellen bei kurz- 
zeitigen Strafen sagt. Die Beschränkung dieser Ausmasse 
auf jenes der Schlafzellen, wenn es sich um Strafen bis 
zu 2 Wochen handelt, ermöglicht weitere bedeutende Er- 
sparnisse an Raum und Kosten. 

Um jedes Missverständnis zu beseitigen, bemerke ich 
schon an dieser Stelle, dass ich mir die Einzelhaft in den 
Gerichtsgefängnissen und Strafanstalten selbstverständlich 
ebenfalls nicht als in dem Sinne unbedingt denke, dass 
alle Sträflinge derselben unterworfen sein würden. Dies 
wäre schon mit Rücksicht auf den Gefängnisdienst aus- 
geschlossen und auch unnötig, weil ein nicht unbedeutender 
Teil der Strafgefangenen stets aus vollkommen verläss- 
lichen, vom sittlichen Standpunkte unverdorbenen Leuten 
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m wird (z. B. die Mehrzahl der wegen Körper- 
ung Verurteilten). Für diese sind die Schlafzellen 
nt, während sie tagsüber die Hausarbeiten ein- 
3lich abfälliger Gartenarbeiten verrichten. Die 
rärtig für das preussische Ministerium des Innern 
len Grundsätze rechnen auf 500 Zellenhäftlinge etwa 
derartige Hausarbeiter. Je kleiner das Gefängnis 
;to grösser wird naturgemäss der Anteil der Haus- 
r im Verhältnis zur Gesamtheit sein, 
ür die Zuchthausgefangenen, wie für die lang- 
1 Gefängnissträflinge ist die Zellenhaft ausgeschlossen, 
n soll an dem Grundsatze der nächtlichen Einzellung 
alten werden, denn die Gemeinschaft bei Nacht 
ungeachtet sorgfältigster Ueberwachung nicht zu 
lernde Nachteile mit sich, die um so grösser werden, 
ler die Zahl der zu langzeitigen Strafen Verurteilten 
ienn in demselben Masse steigt der Anteil der in 
und Boden Verdorbenen. Das Schweiggebot bei 
3t wertlos, undurchführbar und gegen die mensch- 
Tatur. Es ist besser offen reden zu lassen, als die 
Ige zu heimlichem Verkehr während der Arbeit zu 
md gleichzeitig unnötig Anlass zu Disziplinarstrafen 
äffen. 

usserordentlich schwierig ist die Frage der Behand- 
rJugendlichen. Nur die unverdorbenen Elemente 
sich für eine erzieherische Behandlung in Gemein- 
(mit nächtlicher Einzellung). Mit solchen Jugend- 
günstige Ergebnisse zu erzielen (wie dies seinerzeit 
Jugendabteilungen in Prag und Marburg der Fall 
)eweist gar nichts. Sobald eine derartige Auslese 
getroffen werden kann, und man gezwungen ist, 
edenkliche Elemente in die Gemeinschaft zu nehmen, 
Gemeinschaftshaft bei Jugendlichen begreiflicher- 
loch weitaus gefährlicher als bei Erwachsenen, da 
endlichen für schlechte Einflüsse zugänglicher sind, 
bene Jugendliche, insbesondere jene der Grosstädte 
iaher kurzzeitige Freiheitsstrafen, ebenso wie die 
isenen in den Einzelzellen, längere wenigstens so 
n solchen verbüssen, bis einige Gewähr einer üm- 
egeben ist — oder die Auszellung sich als un- 
ilich erweist. Ursprünglich warmer Anhänger von 
ndigen Jugendabteilungen und Besserungsanstalten 
L im Laufe der Jahre den Ergebnissen derselben 
ber skeptisch geworden. 
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Dem Ueberwiegen der Zellenhaft kann entgegen- 
gestellt werden, dass dadurch die Arbeiten im Freien, 
insbesondere landwirtschaftlicher Natur verhindert 
werden. Dies ist nicht richtig. Dort wo eine für solche 
Arbeiten geeignete Bevölkerung Ijesteht, hindert die Zelle 
nicht, solche Arbeiten während der dazu geeigneten Zeit 
verrichten zu lassen. Eine Anzahl von Zellen wird ein- 
fach im Sommer nur als Schlaf zelle benützt werden. Für 
den Winter wird Zellenbeschäftigung eintreten müssen. 
Derartige Arbeiten werden jedoch entsprechend auf Zwecke 
der Anstalt und allenfalls für öffentliche Körperschaften 
eingeschränkt werden müssen. Die Vermietung an Private 
hat stets Nachteile und Gefahren im Gefolge. Näher be- 
sehen sieht sich die Sache nämlich meist wesentlich anders 
an, als sie mitunter dargestellt wird." 

Die vorhin angeführten statistischen Daten zeigen 
bereits, in welchen bescheidenem Umfange die Einzelhaft 
bis jetzt in Oesterreich zur Anwendung kommt. Von 
15 Männerstrafanstalten haben überhaupt nur 6 die Mög- 
lichkeit einer Zellenhaft und auch diese nur in bescheidenem 
Umfange, so dass von einem Durchschnittsstande von 
4124 Sträflingen dieser 6 Anstalten nur 1245 in Einzelhaft 
gehalten wurden. Noch ungünstiger stellt s^ch der Anteil, 
wenn die anderen Anstalten einbezogen und dadurch der 
Durchschnitt auf 8364 erhöht wird. In den Weiberanstalten 
gibt es überhaupt keine Einzelhaft. Von 71 Gerichtshöfen 
besitzen nur 20, und auch dieise nur in bescheidenem Um- 
fange Zellen — der grösste Gerichtshof, Wien, keine. Für 
die Reform ist daher noch ein weites Feld der Tätigkeit. 
Ich habe in der angeführten Abhandlung ausgeführt, dass 
von sämtlichen im Jahre 1901 verhängten Kerkerstrafen 
(und ähnliches gilt für andere Jahre) nur etwa 500 nach 
dem Einzelhapftgesetze nicht in Einzelhaft vollziehbar 
waren, alle anderen aber, sowie sämtliche Arreststrafen 
dem Vollzug in der Zelle nach diesem nun 34jährigen 
Gesetze zuzuführen gewesen wären. Tatsächlich kamen 
aber von 4550 im Jahre 1903 in die Strafanstalten neu 
eingelieferten männlichen Kerkersträflingen nur 1252 in 
die Zelle, von den 558 weiblichen gar keine, von etwa 
40 000 ihre Kerker oder Arreststrafe bei den Gerichtshöfen 
und über 400 000 bei den Bezirksgerichten ihre Strafe ab- 
büssenden Sträflingen ein verschwindender Bruchteil (Aus- 
weise darüber fehlen). Tatsächlich kann das Einzelhaft- 
gesetz nicht einmal in den 3 nach dem gemischten Systeme 
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erbauten Strafanstalten und den 20 mit Zellen versehenen 
GeriGhtshöfen durchgeführt werden. Dasselbe gilt von den 
für die Untersuchungshaft bestehenden Bestimmungen der 
Strafprozessordnung. Für eine Reformtätigkeit ist daher 
noch breiter Raum, sie.muss naturgemäss bei den kurz- 
zeitigen Strafen beginnen. Damit käme man auch über 
den toten Punkt des Strafvollzuges bei den Bezirksgerichten 
und kleine Gerichtshöfen hinweg, bei welchen von einem 
geordneten Arbeitsbetrieb und einer erziehlichen Tätigkeit 
in grösserem Umfange naturgemäss keine Rede sein kann. 
Einer Reform des Strafvollzuges steht, soweit die Durch- 
führung der Einzelhaft in Betracht kommt, keineswegs 
das veraltete Strafgesetz hinderlich im Wege. Ich glaube 
übrigens an dieser Stelle bemerken zu sollen, dass die 
Schilderung, welche Marco wich (a. a. 0. S. 8) von den 
Gerichtsgefängnissen entwirft, den Tatsachen nicht ent- 
spricht. Derartige an die Zustände zu Zeiten Howard's 
erinnernden Verhältnisse bestehen gewiss in keinem öster- 
reichischen Gerichtsgefängnisse und um die Schäden der 
Gemeioschaftshaft hervorzuheben, bedarf es keiner solchen 
Uebertreibungen und Verallgemeinerungen. In der über- 
wiegenden Mehrzahl der Gerichtsgefängnisse ist eine 
Sanmilung von „Bettlern, Landstreichern, Gewohnheits- 
verbrechern, Dieben, Betrügern und Sittlichkeitsverbrechern, 
Mördern, alten und jungen Sträflingen, einfältigen Bauern, 
politischen Verbrechern, Anarchisten, Sozialisten und ge- 
riebener Gaunern jeder Sorte" überhaupt einigeimassen 
schwer denkbar, aber selbst in bezug auf grosse Gerichts- 
gefängnisse wird eine solche Musterkarte gewiss nicht 
derart zusammengestellt, dass ihre Vertreter „alles unter- 
einander gemischt" „weil oft die Belagsräume nicht aus- 
reichen, zusammengepfercht und arbeitslos in den Kerker- 
räumen stehen oder liegen". 

Die grossen Schäden, welche die Gemeinschaftshaft 
in sittlicher, gesundheitlicher und strafpolitischer Richtung 
im Allgemeinen notwendig mit sich bringt, sind gewiss 
in den Gerichtsgefängnissen noch grösser, als in den 
Strafanstalten, denn einerseits ist die Zahl der Personen 
eine ausserordentlich grössere und andererseits handelt es 
sich hier um die Menge jener kurzzeitigen Sträflinge, bei 
denen zu hoffen ist, dass sie nicht dem Verbrechertum 
verfallen, von denen daher alle schädlichen Einflüsse 
möglichst abgehalten werden sollen. Viel stärker macht 
sich die Unmöglichkeit der Absonderung in der Unter- 
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suchungshaft 'geltend. Der Fehler, welcher durch die 
sparsame Dotierung der 20 neuen Gerichtsgefängnisse mit 
Einzelzellen begangen wurde,, lässt sich nur mit bedeutenden 
Opfern gut machen. In Hinkunft sollten aber bei Neu- 
bauten überhaupt nur mehr Einzelzellen geschaffen werden 
(natürlich abgesehen von einigen Doppelzellen für zur 
Einzelhaft ungeeignete Sträflinge). Dasselbe gilt in noch 
höherem Grade für die Bezirksgerichte, aus denen nach 
Möglichkeit der Vollzug einigermassen längerer Freiheits- 
strafen überhaupt verbannt werden sollte. Die Zureise 
zu den Gerichtshöfen oder die Ueberstellung Verhafteter 
ist noch immer das kleinere Uebel. Wo die örtliche 
Entfernung zu gross ist, sollte der Vollzug längerer bezirks- 
richterlicher Strafen bei einem zentral gelegenen Bezirks- 
gerichte für mehrere vereinigt werden (ein Gedanke, zu 
dem mich insbesondere die Verhältnisse in den Gebirgs- 
ländern leiteten, und den ich, von diesen ausgehend, im 
Jahre 1888 in den „Juristischen Blättern" und seither 
wiederholt vertreten habe, ebenso in der Folge Zistler, 
Leitmeier, Zucker, Amschl und andere). Die Ab- 
gabe empfiehlt sich insbesondere bei Verurteilungen wegen 
Straftaten, denen Arbeitsscheu zu Grunde liegt, weil nur 
in grösseren Gerichtsgefängnissen an die Einführung regel- 
mässiger Arbeit gedacht werden kann. 

Wesentlich ist, dass die Reform des Gefängniswesens 
nach einem einheitlichen Arbeitsprogramm für Gerichts- 
gefängnisse und Strafanstalten durch Zuweisung einer 
entsprechend bemessenen jährlichen Dotation in Angriff 
genommen wird. Auf einem anderen Wege ist die Lösung 
unabsehbar und mittlerweile verkommen Tausende von 
Menschen, die anders gerettet werden könnten. 

V. 

Sehr schwierig gestaltet sich die Frage des Straf- 
vollzuges an Jugendlichen. Ich kann hier auf die 
Frage ihrer Straffälligkeit nicht eingehen und verweise 
auf meine Ausführungen „Die Straffälligkeit der Jugend- 
lichen", (Leipzig 1902). Hier führe ich nur an, dass es 
ein sehr unzweckmässiger Vorgang wäre. Jugendlichen 
zu Erziehungszwecken längere Strafen zu geben. In der 
überwiegenden Mehrzahl der Straffälle verrichtet eine 
kurzzeitige Freiheitsstrafe vollständig den Dienst (sofern 
nicht von der Verhängung einer Strafe abgesehen werden 
kann , aber unbedingt und nicht im Wege der 
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bedingten Verurteilung oder des bedingten Straferlasses, 
deren Gegner ich bleibe; ich verweise in dieser Richtung 
auf meine angeführte Abhandlung „zur Reform- der Frei- 
heitsstrafe"). Voraussetzung ist aber, dass die Strafe in 
Einzelhaft vollzogen wird. In dieser Richtung bin ich 
ganz entschieden- ein Gegner der Erziehungsschwärmer. 
An der grossen Zahl der Jugendlichen, ' die jährlich und 
in aller Zukunft ihrem Alter entsprechend straffällig werden, 
soll man nicht allzuviel herumdoktern. Eignet sich der 
eine oder andere nicht für die Einzelhaft, dann ist es in 
den kleinen Gerichtsgefängnissen besser, er wird mit einem 
vertrauenswürdigen älteren Mann (der beispielsweise wegen 
Körperbeschädigung, Wilderei oder dergl. bestraft ist), 
in einen Haftraum vereinigt, als mit zweifelhaften Alters- 
genossen. 

Im Jahre 1903 gab es in 3 Strafanstalten (Prag, 
Marburg und Capodistria) Jugendabteilungen, während 
die Strafanstalt GöUersdorf in Niederösterreich vollständig 
als Strafanstalt für Jugendliche eingerichtet war. Seiner- 
zeit waren nur Jugendabteilungen in Prag und. Marburg 
mit derartigen Einlief erungsvorschriften, dass nur eine 
Auslese unverdorbener, nahezu zweifellos besserungsfähiger 
Jugendlicher dahin kamen. Diese Abteilungen waren dem- 
gemäss sehr klein (Anfang 1903 blos 49 und 48), ihre 
selbstverständlichen sogenannten „Erfolge" ohne vorbild- 
liche Bedeutung. Von 1903 ab wurde der Versuch mit 
Verallgemeinerung und Vergrösserung der Jugendab- 
teilungen gemacht. Ein abschliessendes Urteil ist noch 
nicht zu fällen, da die Erfahrungen nach Ablauf einer 
längeren Zeit abgewartet werden müssen. Nur eines hat 
sich meiner Ansicht nach gezeigt, dass die selbständige 
Anstalt für Jugendliche sich nicht bewährte. Einerseits 
Hessen sich mit einem 200 Sträflinge nicht erreichenden Be- 
lage entsprechende Arbeitsbetriebe nicht durchführen, da 
diese Sträflinge nach ihrer sittlichen Beschaffenheit in drei 
gesonderte Abteilungen geschieden werden mussten, jede 
Abteilung daher an sich klein ausfiel, und da ferner die 
Mehrzahl der Jugendlichen gewerbliche Vorkenntnisse nicht 
besitzt und im Laufe kurzer Strafzeiten auch nicht er- 
werben kann. Bei Jugendabteilungen, die mit Männer- 
strafanstalten verbunden sind, ist ein Anschluss des Arbeits- 
betriebes an jenen der Gesamtanstalt möglich. Andererseits 
zeigte sich, dass die überwiegende Mehrzahl der zu Frei- 
heitsstrafen über 6 Monaten verurteilten Jugendlichen 
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bereits in hohem Grade verdorben und für die Gemein- 
schaftshaft ganz und gar ungeeignet ist. Zu dem sitt- 
lichen Tiefstand kommt eben hier noch das jugendliche 
Temperament. Bei besseren Elementen ergaben sich ge- 
wichtige Bedenken aus den Gefahren und Nachteilen der 
Ueberstellung in die Anstalt und der Rückreise in die oft 
entlegene Heimat. Ueber den Stand im Jahre 1903 gibt 
folgende Uebersicht Aufschluss: 



1903 

Abteilungen für 

männl. Jugendliche 


Stand 
a. An- 
fang 


Zu- 
wachs 


Ab- 
gang 


Stand 

am 
Ende 


Durch- 
schnitts- 
stand 


Göllersdorf 
Prag 
Marburg 
Copodistria 


161 
49 

48 


245 

82. 

207 

52 


225 
33 

84 
7 


181 
98 

171 
45 


173 
50 

112 
44 


Zusammen 


258 


586 


349 


495 


379 



VI. 

Das Vorangeführte legt die Frage nahe, wie es denn 
überhaupt mit der Scheidung der Sträflinge nach Be- 
schaffenheit des Vorlebens und der Urteilstat steht. 

In dieser Richtung ist zunächst darauf hinzuweisen, 
dass im Strafvollzug die Scheidung ziwischen schwerer 
und einfacher Kerkerstrafe vollständig in den Hintergrund 
getreten ist. Daran ist das veralterte Strafgesetz schuld, 
in welchem der Gedanke überhaupt nur sehr schüchtern 
zum Ausdruck kommt, dass die eine Strafart mehr die 
bürgerliche Ehre berührt, als die andere. In den Straf- 
anstalten und Gerichtsgefängnissen mit Einzelhaft kommen 
die besseren Elemente, soweit die Zellen reichen, in diese. 
Soweit dies nicht der Fall ist, sowie in Gefängnissen und 
Anstalten ohne Zellen muss die Scheidung so gut, als es 
eben möglich ist vorgenommen werden. Je älter und un- 
zweckmässiger die Anstalt baulich angelegt ist, desto 
grössere Schwierigkeiten ergeben sich in dieser Richtung, 
zumal auch die Notwendigkeit der Zuteilung zu einer 
passenden Beschäftigung berücksichtigt werden muss. Die 
Arbeitsgemeinschaft zieht aber aus Gründen der Ordnung 
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Schlafgeraeinschaft 



nach sich und 



m'^ 



regelmässig auch die 

darin liegt das schwerste Bedenken. 

Wenn trotz allen diesen Misständen die Rück-j 
fälligkeit in Oesterreich nicht gestiegen ist, so ist diese 
Erscheinung jedenfalls nicht auf Rechnung des Strafvoll- 
zuges zu setzen — wie ich glaube, ist sie eine Folge des 
Umstandes, dass gegen Erstmalige bei den Gerichtshöfen 
in der Regel nicht allzulange Strafen verhängt werden 1 
(bei den Bezirksgerichten fallen sie dagegen oft allzu kurz | 
aus.) liange Freiheitsstrafen versagen gegen Besserungs- 
fähige den Dienst, sie sind nur gegen Unverbesserliche 
oder bei sehr schweren Straftaten angezeigt. Die Statistik 
der Straf rechtspf lege gibt folgende Daten über den Anteil 
der Vorbestraften an den Verbrechensverurteilungen: 



Von 100 wegen 
Verbrechen Ver- 


wegen Verbrechen 


wegen 

Vergehen 

oder 


nicht 
vor- 


urteilten waren 










vorbestraft : 


einmal 


mehrmals 


zusammen 


Uebertr. 


bestraft 


1866-1870 


11,9 


15,5 


27,4 


17,5 


55,1 


1871—1875 


11,6 


14,2 


25,8 


17,9 


56,3 


1876 - 1880 


10,9 


14,6 


25,5 


22,2 


52,3 


1881—1885 


10,6 


14,2 


24,8 


25,2 


50,0 


1886-1890 


10,9 


12,9 


23,8 


27,9 


48,3 


1891-1895 


11,1 


12,5 


23,6 


28,9 


47,5 


1896-1900 


12,5 


10,2 


22,7 


30,0 


47,3 


1900 


12,1 


9,8 


21,9 


29,3 


48,8 


1901 


12,5 


10,0 


22,5 


30,1 


47,3 


1902 


12,7 


10,2 


22,9 


29,8 


47,2 


1903 


12,6 


11,5 


24,1 


30,8 


45,1 



In Betracht zu ziehen sinT'^J^r die Verbrechens - 
Vorstrafen. Wer die Uebertretungen^^nbezieht, betreibt 
Schwarzmalerei oder ist mit den Verhätjsissen nicht ver- 
traut, denn bis zum Jahre 1885 hat ein^i derartige Ver- 
mehrung der gerichtlichen Uebertretungstart^stände statt- 
gefunden, dass sich die Zahl der UebW^^^^'^^^^^^^" 
urteilungen von 1873 mit 279 262 und von \876/80 mit 
durchschnittlich 382 438 auf das nächste Jahrfulijt 1881/85 
allein auf durchschnittlich 487 268 erhöht hat un^schUess- 
lich bis 1901 mit 607 081 ihren Höhepunkt erreichtV Von 
1873 bis 1899 erfolgten zusammen über 3 MillionJ^^ Ver- 
urteilungen wegen neuer Uebertretungs- und VerJ^h^^Sy: 
tatbestände. Dass sich dadurch die Zahl der ]wegen:: 
Uebertretung Vorbestraften vermehren musste, ist* kl^r. 
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Es zeigt sich aber, dass von 1886 ab in der Minderung 
der Zahl der Erstbestraften bereits ein Stillstand ein- 
getreten ist (das Jahr 1903 ist strafrechtlich abnormal 
gewesen). 

Die Gefängnisstatistik gibt über die Rückfälligkeit 
keine strafpolitisch verwertbare Daten. Wenn 
einzelne Schriftsteller (ich will ihre Namen mildtätig ver- 
schweigen) aus der Verschiedenheit der Anteile der Rück- 
fälligen der einzelnen Strafanstalten auf deren Güte einen 
Rückschluss ziehen, so ist dies ein so bedeutender Unsinn, 
dass viel Oberflächlichkeit dazu gehört, ihn in Drucker- 
schwärze umzusetzen. Es hängt selbstverständlich nicht 
A^on dem guten Willen der Strafanstalt und ihres Direktors 
ab, wie viele Rückfällige ihr eingeliefert werden, sondern 
von den bestehenden Einlieferungsvorschriften. Die letzte 
allgemeine Einlieferungsvorschrift stammt vom Jahre 1902. 
Nach dieser wird beispielsweise der Anteil der Rück- 
fälligen in Garsten weitaus höher sein, als in Stein, da 
verhältnismässig mehr Rückfällige in erstere Anstalt ein- 
geliefert werden. Dazu kommt, das jede Erweiterung der 
Einlief erungen auf Freiheitsstrafen, von 6 Monaten bis 
1 Jahr, ein Sinken, jede Einschränkung dieser kurzzeitigen 
Einlieferungen (z. B. infolge Minderung des Belages der 
Gerichtsgefängnisse oder Neubaues von solchen) eine Er- 
höhung des Anteiles der Rückfälligen nach sich zieht, 
denn die Kurzzeitigen sind in der Regel weniger vor- 
bestraft, als die Langzeitigen. Diese selbstverständliche 
Erscheinung zeigt sich auch in dem Gesamtergebnisse. 
Je mehr der Gesamtstand der Sträflinge in den Gerichts- 
gefängnissen und Strafanstalten (wie dies gegenwärtig der 
Fall ist) sinkt, desto mehr steigt naturgemäss der Anteil 
der Rückfälligen in den Strafanstalten, da ihnen verhältnis- 
mässig weniger Nichtvorbestrafte oder nur wegen Ueber- 
tretung Vorbestrafte eingeliefert werden. Zur Beleuchtung 
diene folgende Uebersicht: 



Männer- 


§3 'S 

Vi 

NW 


nicht 


vor- 


vorbestraft wegen 


straf- 


bestraft 


Uebertretung 


Verbrechen, Vergehen 


anstalten 


Zahl 


'lo 


Zahl 


% 


Zahl 




/o 


1901 


5055 


872 


17,2 


1126 


22,3 


3054 


60,4 


1902 


5415 


847 


15,6 


1162 


21,4 


3404 


62,9 


1903 


4541 


627 


13,8 


960 


21,1 


2950 


65,0 
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Trotz Sinkens der Zahl der eingelieferten Wegen Ver- 
brechens oder Vergehens Vorbestraften ist deren Anteil 
im Jahre 1903 gestiegen, weil eben noch weniger nicht 
oder nur wegen Uebertretung Vorbestrafte eingeliefert 
wurden. Letztere bleiben eben vorwiegend in den Gerichts- 
gefängnissen. 

VIL 

Die gesundheitlichen Verhältnisse der öster- 
reichischen Strafanstalten (übrigens auch der Gerichts- 
gefängnisse, bezüglich deren eine Statistik fehlt), können 
nicht befriedigend genannt werden. Es ist allerdings in 
den letzten Jahrzehnten viel zur Verbesserung derselben 
getan worden. In erster Linie ist in dieser Richtung die 
Verpflegung in eigener Regie (gegenüber der früheren 
Verpachtung) zu erwähnen, welche eine bedeutende Ver- 
besserung der Kost bei gleichzeitiger Minderung der 
Auslagen nach sich gezogen hat. Ausserdem wurde durch 
zahlreiche Kostaufbesserungen und andere sanitäre Mass- 
regeln für eine Hebung der Gesundheitsverhältnisse gesorgt. 
Solange aber der grösste Teil des Strafvollzuges sich in 
den gegenwärtig demselben gewidmeten alten Gebäuden 
abspielt, ist an eine gründliche Besserung nicht zu denken. 
Begreiflicher Weise hängt die Zahl und Schwere der 
Krankheitsfälle nicht allein von der Beschaffenheit der 
Hafträume und dem natürlichen Einflüsse der Freiheits- 
entziehung und der veränderten Lebensweise ab, sondern in 
erster Linie von der Beschaffenheit der eingelieferten 
Sträflinge. In dieser Richtung darf nicht tibersehen 
werden, dass ein grosser Teil der in die Strafanstalten 
Eingelieferten ein wüstes Leben hinter sich hat und eine 
untergrabene Gesundheit mit sich bringt. Bei den Rück- 
fälligen kommt die ^Nachwirkung der wiederholten langen 
Freiheitsstrafen hinzu. Menschen dieser Art sind begreiflicher- 
weise vielfach minder widerstandsfähig (es kommen übrigens 
gerade unter Gewohnheitsverbrechern ungewöhnlich wider- 
standsfähige, gewissermassen angepasste Naturen vor). 

Die Aufschlüsse, welche die österreichische Gefängnis- 
statistik über die Gestaltung der Gesundheitsverhältnisse 
gibt, lassen sichere Schlussfolgerungen nicht zu. Wenn 
wir auch daraus die Zahl .der Krankheitsfälle, jene der 
erkrankten Sträflinge, die durchschnittliche Dauer der 
Krankheitsfälle, die Zahl der Todesfälle und die Aufteilung 
auf die wesentlichen Krankheitsgruppen entnehmen, so 
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können diese Ziffern insofern irreführen, als in ihnen die 
Gesundheitsbeschaffenheit der Erkrankten bei ihrer Ein- 
lieferung und ihre Strafdauer nicht gleichzeitig zum 
Ausdrucke kommt. Nur unter diesem Vorbehalte gebe 
ich einige statistische Daten, für den Durchschnitt der 
Jahre 1901 bis 1903 berechnet. 

Von der Gesamtzahl der Sträflinge erkrankten ein- 
oder mehrmals im Ausweisjahre in den Männerstrafanstalten 
24,0% mit einer durchschnittlichen Krankheitsdauer von 
31 Tagen, in den Weiber anstalten 24,0% mit einer 
Durchschnittsdauer von 41 Tagen in einem Krankheitsfalle. 
Dies gibt natürlich nicht das richtige Bild, da die durch- 
schnittliche Dauer auf die Krankheitsfälle und nicht auf 
die ein- und mehrmals erkrankten Sträflinge berechnet 
ist und daher das Bild anders wird, je nachdem der Arzt 
einen in seinem Zustande gebesserten Sträfling im Spitale 
behält oder einstweilen aus demselben entlässt. In dem 
zweiten Falle bleibt die Zahl der erkrankten Sträflinge 
gleich, die Dauer des einzelnen Krankheitsfalles mindert 
sich aber. Ausserdem kommen gewisse chronische Kr ankheits- 
zustände, solange sie nicht Spitalsbehandlung erfordern, 
gar nicht zum Ausdrucke, z. B. bei Tuberkulosen, die in 
den für sie bestimmten Abteilungen mit leichtern Arbeiten 
beschäftigt sind, aber strenge genommen das ganze Jahr 
krank sind. Sehen wir von dieser Fehlerquelle ab, so 
ergibt sich ein wesentlicher Unterschied zu Gunsten der 
Einzelhaft, denn von den Sträflingen der Einzelhaft waren 
im Durchschnitt nur 11,3% mit einer Dauer von 
24 Tagen des Krankheitsfalles erkrankt, also weniger als 
die Hälfte. 

Berechnet man, wie viele Krankheitstage im Durch- 
schnitt auf die Hafttage entfallen, so ergibt sich bei den 
Männerstrafanstalten 4,5%, bei den Weiberanstalten 5,4 % , 
für die Einzelhaft allein 2,0%. 

Gestorben sind in den Männerstrafanstalten im 
Durchschnitt der drei Jahre jährlich 1,9%, in den Weiber- 
anstalten 3,4% der Sträflinge (7,9 beziehungsweise 14,2% 
der Erkrankten). In der Einzelhaft entfielen nur 0,5% 
Todesfälle auf die Gesamtzahl der Angehaltenen und 
4,3% auf die Gesamtzahl der Erkrankten. Die Todes- 
ursache war Tuberkulose in den Männerstrafanstalten in 
53,4 7o, in den Weiberanstalten in 59,3% und in der Einzel- 
haft in 53,8% der Fälle. Die letzte Ziffer lässt den 
Rückschluss zu, dass die Mehrzahl der Gestorbenen den 
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Keim der Krankheit bereits mit sich brachten oder krank 
eingeliefert wurden. Von den verstorbenen Männern 
waren 69,2%, von den Weibern 52,7 7o (von Einzelhäftlingen 
74,4%) bereits vorbestraft. 

Von Bedeutung ist begreiflicherweise auch der Zeit- 
raum der Strafe, nach dessen Verbüssung der Tod ein- 
getreten ist : 



Prozentsatz des Eintrittes 

des Todesfalles nach 
Verbüssung einer Straf- 
zeit von 


bis zu 

2 
Jahr. 


über 
2-^4 
Jahr. 


über 
4-6 
Jahr. 


über 
6—8 
Jahr. 


über 
8—10 
Jahr. 


über 

10 
Jahr. 


bei den Männern 
bei den Weibern 


48,8 
50,9 


20,7 
18,9 


10,5 
11,2 


7,2 
3,3 


2,4 
3,2 


10,2 
5,5 



Ein schärferes Bild würde sich ergeben, wenn 
gleichzeitig das Alter der Verstorbenen mit in Betracht 
gezogen würde, da hierdurch ein Anhaltspunkt gewonnen 
würde, inwiefern der Eintritt des Todes von dem natürlichen 
Verlaufe der Dinge abweicht. Bei in höherem Alter zu 
längeren Freiheitsstrafen Verurteilten ist die Wahr- 
scheinlichkeit des Todes in der Anstalt selbstverständlich 
grösser, als bei anderen (bei lebenslänglichen ist natürlich, 
den Fall der Begnadigung ausgenommen, die Sicherheit 
des Todes in der Anstalt vorhanden). 

Ohne Rücksicht auf die Dauer der verbüssten Strafe 
werden die Todesfälle allerdings auch nach dem Alter 
gruppiert und. gibt dies immerhin einigen Aufschluss, wie 
nachstehende Tafel zeigt. Eine Anteilsberechnung ist 
wertlos, weil es natürlich darauf ankommen würde, wie 
viele der gleichen Altersstufe sich in Strafe befunden 
haben (und, wie bereits angedeutet, nicht. blos das Alter 
zur Zeit des Todes in Betracht kommt, sondern Alter und 
Strafdauer in Verbindung zu einander). 



Von den Verstorbenen 

standen 1901—1903 im 

Alter von 



bis 20 
Jahr. 



20-30 
Jahr. 



30-40 
Jahr. 



40—50 
Jahr, 



50-60 
Jahr 



über 
60 J. 



Männer (264) 
Weiber ( 60) 



11,6 
4,0 



79,0 
16,6 



59,3 
14,6 



45,0 
10,6 



32,0 
6,3 



37,3 
7,6 



Auch der Gesundheitszustand der Verstorbenen zur 
Zeit der Einlieferun g wird statistisch festgestellt, jedoch 
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Von den im Jahresdurchschnitt 1901 
bis 1903 Verstorbenen war der Gesund- 
heitszustand bei der Einlieferung 


Männer (264) 
Weiber ( 60) ' 
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Die Daten über den früheren Beruf d?r Gestorbenen 
habe ich absichtlich nicht angeführt, da sie ihrer Natur 
nach zu zweifelhaft sind. Bei den wiederholt Rückfälligen 
spielt der einstige angebliche Beruf in der Regel keine 
praktische Rolle, es wäre denn im Verhörsprotokoll oder 
in der Strafkarte. Gewiss ist, dass sich die Sterblichkeit 
an Tuberkulose wesentlich mindern würde, wenn die 
Hafträume durch Beseitigung der alten Gefängnisse anders 
gestaltet würden und wenn die Ansteckungsgefahr durch 
die Einzelhaft bei allen kurzzeitigen Strafen auf ein 
Mindestmass herabgedrückt wäre. Es sind in den letzten 
Jahren sehr umfassende Massregeln zur Bekämpfung der 
Tuberkulose in den Strafanstalten und Gerichtsgefängnissen 
getroffen worden, radikal kann aber nur durch Schaffung 
moderner Gefängnisse abgeholfen werden. 

Es erübrigt nur noch über das Vorkommen von 
Geisteskrankheiten mitzuteilen, dass die Statistik keine 
verwertbaren Daten liefert. In einer Gesamtrubrik 
„Erkrankungen des Gehirns" werden sämtliche Krankheits- 
fälle, die darunter passen, gezählt, ausserdem Fälle von 
Wahnsinn besonders, gleichviel, ob sie sich an derselben 
Person wiederholt ereignet haben. Im Jahre 1903 wurden 
beispielsweise in den Männerstrafanstalten 46, in den 
Weiberstrafanstalten 8 Fälle von Gehirnerkrankungen 
allgemeiner Art gezählt (davon 1 Fall in der Einzelhaft). 
Unter diesen und den Rückenmarkserkrankungen sind im 
Ganzen 32 Fälle von Epilepsie enthalten. Ausserdem sind 
an Fällen von Wahnsinn bei den Männern 20 (davon 5 
in Einzelhaft), bei den Weibern 1 Fall vorgekommen. 
Es müsste in dieser Richtung nach den einzelnen Krank- 
heiten genau unterschieden und ebenfalls eine Zählkarten- 
statistik angelegt werden. 

Es gibt in Oesterreich keine Anstalten oder Abteilungen 
für verbrecherische Irre. Sträflinge, bei denen Verdacht 
auf Geisteskrankheit besteht, werden zunächst in der 
Strafanstalt, und falls dies nicht ausreicht oder möglich 
ist, in einem Gerichtshofgefängnisse oder einer Irrenanstalt 
beobachtet. Wird dauernde Geisteskrankheit festgestellt, 
so erfolgt im Wege der Vereinbarung Abgabe an eine 
Landesirren anstalt, wobei der Aufenthalt in dieser als 
Strafvollzug gilt und die Internierung bis zum Ablauf der 
Strafe auf Kosten der Strafrechtspflege erfolgt. 

Unverlässlich ist auch die Selbstmordstatistik. Im 
Jahre 1900 wurden bei den Männern 13 Selbstmordversuche 
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gezählt (davon in Einzelhaft 3), bei den Weibern keiner. 
In dieser Richtung ist nicht festgestellt und nicht fest- 
stellbar, wie viele echt oder vorgetäuscht waren. Gestorben 
sind an Selbstmord 4 Männer (davon 2 in Einzelhaft). 



VIII. 

Ueber den Arbeitsbetrieb in den Strafanstalten 
gibt die Statistik kein vollkommen zutreffendes Bild, obwohl 
man meinen könrite, dass gerade auf diesem Gebiete am 
leichtesten mit statistischen Ziffern gedient werden könnte. 
B^ der Ungleichartigkeit der Arbeitsleistungen je nach der 
Beschaffenheit der Sträflinge und der Arbeitsbetriebe muss 
aber auch hier mit der Tatsache gerechnet werden, dass 
ungleichwertige Grössen statistisch gleichmässig gezählt 
werden. Es werden beispielsweise in denselben Arbeits- 
betrieben die Arbeitstage gleichmässig gezählt, ob sie sich 
auf vollwertige oder minderwertige Arbeitskräfte beziehen. 
Das ist natürlich nicht blos in der österreichischen Ge- 
fängnisstatistik der Fall. Ich schicke dies voraus, weil ich 
von vornherein den Anschein vermeiden will, als hielte 
ich die Statistik auf diesem Gebiete für eine vollkommen 
verlässliche Quelle. Dazu kommen noch andere Mängel, 
so die mitunter verschiedene Einreihung der Arbeitszweige, 
sowie das begreifliche Bestreben einzelner Gefängnisver- 
waltungen ein möglichst günstiges Bild des Arbeitsbetriebes 
herzustellen, wenn sie auch mit ungünstigen Verhältnissen 
zu kämpfen haben. 

Die fortgesetzten, zum grössten Teil ganz unberechtigten 
und widersinnigen Angriffe gegen die Strafhausarbeit haben 
in den letzten Jahren die eine günstige Wirkung gehabt, 
dass immer mehr von Pachtbetrieben zu Regiebetrieben 
übergegangen wurde, was sich im allgemeinen sowohl vom 
Standpunkte der Disziplin, als auch von jenem einer besseren 
Verwertung der Sträflingskräfte bewährte. Es wird insbe- 
sondere getrachtet, die Betriebe für Bedürfnisse der Straf- 
anstalten, der Justizverwaltung und sonstiger staatlicher 
Behörden einzurichten. 

Ich will zunächst eine allgemeine statistische Ueber- 
sicht geben, beschränkt auf die Männerstrafanstalten 
— die Arbeitsverhältnisse in den Weiberstrafanstalten sind 
infolge der üeberlassung an Ordenskongregationen wesent- 
lich anders gestaltet. 
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Von Interesse ist vor Allem das Verhältnis der Arbeits- 
tage zu den Straf tagen. Die österreichische Statistik be- 
rechnet 4 Arten des Abfalles von Arbeitstagen, von denen 
jene der Sonn- und Feiertage die stärkste ist. Im Jahre 
1904 entfielen auf 100 Straf tage 74,3 \ Arbeitstage und 
25,7 % arbeitslose Tage, von diesen entfielen 16,6 % auf 
Sonn- und Feiertage, 4,4% auf Krankheit, 1,1 7^ auf Dis- 
ziplinarstrafen und 4,6 7o auf Rekonvaleszens, körperliche 
Gebrechen, Witterungsverhältnisse und Arbeitsmangel. Der 
Arbeitsraangel spielt gegenwärtig in den meisten Anstalten 
nahezu keine Rolle (anders in den Gerichtsgefängnissen), 
die Art der Arbeit lässt allerdings in vielfacher Richtung 
noch zu wtinschen übrig. Es ist vor Allem nicht zu über- 
sehen, dass die Verwendung für Bedürfnisse dei' Anstalt 
eine Art Ventil im Falle von Mangel an Arbeit für den 
Verkehr nach Aussen schafft, indem es den Strafanstalten 
ermöglicht ist insbesondere für sogenannte Hausarbeiten 
zeitweilig mehr Sträflinge zu verwenden, als es unbedingt 
nötig wäre. Ausserdem wird für einzelne Betriebe ein 
Uebermass von Sträflingskräften schon infolge des Um- 
standes verwendet, dass vielfach die Verwendung mecha- 
nischer Motoren auch dann vermieden wird, wenn dieser 
Vorgang einen rationellen Betrieb unmöglich macht. 

Wird bei der Straf hausarbeit deren ökonomischer Wert 
gänzlich beiseitgestellt, so ist dadurch nicht blos der Staat 
infolge Erhöhung der Kosten der Anhaltung beeinträchtigt, 
sondern es geht auch ein Teil des erziehlichen Wertes der 
Arbeit verloren. Wenn auch nur die Minderzahl der Sträf- 
linge entsprechend ihrem früheren Berufe verwendet werden 
kann (im Jahre 1904 in den verschiedenen Männerstraf- 
anstalten zwischen 10 und 60 %), weil viele entweder keinen 
bestimmten Beruf oder einen solchen ausüben, der in der 
Strafanstalt keinen Raum finden kann, so soll die zuge- 
wiesene Arbeit unter allen Umständen eine rationelle sein, 
den Zeitverhältnissen entsprechen, und bei dem Sträfling 
nicht den Eindruck erwecken, dass er zur Verrichtung 
einer Arbeit angehalten wird, die in dieser Art ausserhalb 
der Strafanstalt einer längst vergangenen Zeit angehört 
und wirtschaftlich unmöglich wäre. 

Ueber die Art der Arbeitsbetriebe gibt die öster- 
reichische Gefängnisstatistik überhaupt keinen klaren Auf- 
schluss, da in den einzelnen Strafanstalten die Einstellung 
der Betriebe in die statistischen Ausweise nicht nach gleichen 
Grundsätzen erfolgt. Ich werde mich in der folgenden 
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Darstellung auf die Anführung der Hauptbetriebe be- 
schränken, wobei ich jedoch aus dem angeführten Grunde 
keinerlei Garantie für die unbedingte Richtigkeit über- 
nehmen kann. Die beigesetzten Ziffern bedeuten die Zahl 
der Arbeitstage für das Jahr 1904. 

Einer der Hauptbetriebe ist die Schneiderei, die teils 
als Betrieb nach Aussen (187 228), teils für Bedürfnisse der 
Anstalt (42 675) verrechnet wird, wozu noch ein grosser Teil 
der für Flicken aufgewendeten Arbeitstage (76 522) kommt. 
Schon hier zeigt sich, dass die Unterteilung derartiger Be- 
triebe nach ihrer Bestimmung für Bedürfnisse der Anstalt 
oder für Verwertung nach Aussen einen sehr zweifelhaften 
Wert besitzt. Wenn eine Strafanstalt beispielsweise Klei- 
dungsstücke für Sträflinge über den Bedarf der eigenen 
Anstalt zum Zweck der Abgabe an andere Anstalten oder 
Gerichtsgefängnisse herstellt, so wirkt deren Verrechnung 
als für den Verkehr nach Aussen bestinmit geradezu irre- 
führend, dem vom Standpunkte der allgemeinen Justiz- 
Verwaltung dienten sämtliche Sträflingskleider für Bedürf- 
nisse der Anstalten und macht es keinen Unterschied, ob 
aus bestimmten Gründen die Herstellung überhaupt nicht 
oder nicht in vollem Umfange in jener Anstalt erfolgt, in 
der die Kleidungsstücke verwendet w^erden. Dasselbe gilt 
von den Uniformstücken des Aufsichtspersonals.^ Daher 
ist heute überhaupt nicht feststellbar, wie viele Arbeits- 
tage bei der Schneiderei nicht für Bedürfnisse des Gefängms- 
wesens, sondern für andere staatliche Bedürfnisse, (Militär, 
Post usw.) aufgewendet werden. Es zeigt sich zugleich, 
wie unsinnig die agitatorischen Beschwerden auf diesem 
Gebiete sind, da selbst ohne Rücksicht auf das Vorher- 
gesagte für den Verkehr nach aussen auf diesem Gebiete 
höchstens 600 Sträflingskräfte erhalten würden — für das 
Schneidergewerbe einer Bevölkerung von 26 Millionen eine 
verschwindende Zahl und ganz ungeeignet die Preisbildung 
irgendwie zu beeinflussen. 

Im Zusammenhang damit stehen die Betriebe der 
Weissnäherei (10,433), Strickerei und verwandter Arbeiten 
.(57,661), die zum grossen Teile Pachtbetriebe sind und ins- 
besondere in der Einzelhaft ausgeübt werden (2603 und 
43,097). Die für den Dienst der Anstalten nötige Wäsche- 
erzeugung wird grösstenteils unter den Arbeitstagen der 
Schneiderei gerechnet. 

Den grössten Umfang nimmt die Erzeugung von 
Weberartikeln in ihren verschiedenen Arten ein, die von 
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den einzelnen Anstalten vollkommen willkürlich unter ver- 
schiedenen Bezeichnungen ausgewiesen wird u. z. als Ver- 
kehr nach Aussen unter Leinenraanufaktur (147,255), Woll- 
manufaktur (54,054), Manilahanf und Kokosweberei, Weben 
und Spinnen (51,544), und für Bedürfnisse der Anstalt als 
Tuchmacherei (4,845), Weben und Spinnen (42,772). Hier 
ist das Bild noch unklarer, denn bei dem Umstände, dass 
bestimmte Webeerzeugnisse in einzelnen Strafanstalten 
konzentriert sind, wird der grösste Teil des Bedarfes an 
Materialien für Sträflingskleider, Wäsche und Bettsorten 
infolge des gegenseitigen Bezuges trotz Verwendung für 
Zwecke der Strafanstalten selbst, als für den Verkehr 
nach Aussen hergestellt verrechnet. Bei diesen Betrieben 
macht sich der Mangel moderner Einrichtungen besonders 
geltend. Infolgedessen sind die Herstellungskosten vielfach 
höher, als der Preis der im Fabrikbetriebe erzeugten 
Waren betragen würde — ganz abgesehen von der min- 
deren Beschaffenheit der Erzeugnisse. 

Aehnliches wie von der Schneiderei gilt für die 
Schusterei, sie wird teils für den Verkehr nach Aussen 
(44,834), teils für Bedürfnisse der Anstalten (15,074) ver- 
rechnet, obgleich der grösste Teil der Erzeugnisse für 
Bedürfnisse des Gefängniswesens hergestellt wird. 

Für alle diese Betriebe gilt, dass nur ein kleiner Teil 
der dazu verwendeten Sträflinge ihrem Freiheitsberufe 
nach, diesen Betrieben zugehören. Sie müssen dieselben 
erst in der Strafanstalt erlernen und es eignen sich 'daher 
für diese Betriebe regelmässig nur Sträflinge mit längerer 
Strafdauer. Es gilt dies insbesondere für die Schneider 
und Schuster, da begreiflicherweise diese Gewerben Sträf- 
lingen mit kurzer Strafzeit nicht beigebracht werden können. 
Dieser Umstand macht sich insbesondere in den Jugend- 
abteilungen geltend, da die jugendlichen Sträflinge ihrer 
überwiegenden Mehrzahl nach nur zu kurzen Strafen ver- 
urteilt sind und keinerlei gewerbliche Vorkenntnisse mit- 
bringen. An dieser Tatsache werden alle Versuche, jugend- 
liche Sträflinge in grösserem Umfange in einem Hand- 
werke auszubilden, notwendig scheitern. Es besteht bei 
solchen Versuchen die Gefahr, dass derartige Sträflinge 
mit ganz unzureichenden oberflächlichen Kenntnissen eines 
solchen Gewerbes in Freiheit gesetzt werden und sich so- 
dann diesem Gewerbe ganz gewiss nicht widmen können, 
weil die Herkunft ihrer oberflächlichen Kenntnisse sofort 
zu Tage tritt. 
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Ueber den Umfang einer Reihe anderer handwerks- 
mässiger Betriebe gibt die Statistik keinen Aufschluss, 
da sie gemeinsam ausgewiesen werden. Es sind das 
Schmieden, die Schlosserei, Tischlerei und Drechslerei für 
den Verkehr nach Aussen (47,234) und für die Bedürfnisse 
der Anstalt (64,568), wobei jedoch in einzelnen Strafan- 
stalten hieher gehörige Pachtbetriebe besonders angeführt 
erscheinen, so eine Masstaberzeugung und Klosettischlerei 
in Stein (12,827), eine Sesselerzeugung in Stanislau (32,575). 
Auch bei diesen Arbeitszweigen führt die Trennung in die 
zwei Gruppen zu einem unrichtigen Bild, da beispielsweise 
die Tischlerei, abgesehen von den einzelnen Pachtbetrieben, 
vorwiegend der Herstellung einfacherer Einrichtungsgegen- 
stände für Gerichtsgebäude und Gefängnisse, die Schlosserei 
vorwiegend der Erzeugung von Kavalets für die Gefängnisse 
dient. Als verwandte Betriebe sind ein Pachtbetrieb in 
Garsten für Holzschnitzerei (23,442), in Pilsen für Gold- 
leistenerzeugung (28,740), in Graz für Rahmenleisten- 
erzeugung (22,343), ein Regiebetrieb in Suben zur Erzeugung 
von Schiebtruhen für Eisenbahnzwecke (5.026) und mehrere 
Fassbindereien (18,016). 

In vier Strafanstalten war die Btirstenbinderei als 
Regiebetrieb für ärarische Bedürfnisse eingeführt (21,929). 
Unter den 3 Sammelnamen Strohwarenerzeugung, Rohr- 
warenerzeugung und Rohrzopf- und Matten flechtarbeiteit 
(96,933, 30,323, 56,974) wurden leichtere Arbeiten f ür 
schwächliche oder für zu anderen Arbeiten nicht verwend- 
bare Sträflinge betrieben, die Rohrarbeiten betreffen 
durchwegs die Erzeugung von Rohrmatten, die grössten- 
teils an Eisenbahnen abgesetzt werden. Dieselbe Arbeit 
wird auch in einzelnen Gerichtsgefängnissen betrieben. 
Pachtbetriebe kommen bei den Strohwaren vor (z. B. 
Flaschenhülsen aus Stroh). 

Die Buchbinderei ist mit der Erzeugung von Kuvert 
und Düten zusammen ausgewiesen (105,444), daneben auch 
in einzelnen Anstalten abgesondert eine solche für Be- 
dürfnisse der Anstalten (1,228). Tatsächlich ist die Buch- 
binderei vorwiegend als Regiebetrieb eingeführt und zwar 
für Bedürfnisse der Justizverwaltung und der Strafanstalten 
selbst, zum Teil auch für andere ärarische Behörden. Die 
sonstige Papierwarenerzeugung, w^elche Pachtbetrieb ist, 
beanspruchte 76,031 und 32,302 Arbeitstage. 

Als vereinzelte Betriebe sind noch zu erwähnen eine 
Tonpfeifenerzeugung (8,077), eine Gummi Warenerzeugung 
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(18,757), Brillengestellerzeugung (6,595), Zündholzschachtel- 
erzeugung (8,579), Posamen terie (21,302), eine Korbflechterei 
(34,478), endlich eine für Zwecke der Justizverwaltung in 
Stein eingerichtete Buchdruckerei (12,625). Die sonstigen 
kleineren gewerblichen Betriebe lasse ich unerwähnt. 

Von Interesse ist schliesslich der Umfang, in welchem 
Freiarbeiten betrieben wurden. Auf Feld- und Gartenbau- 
arbeit entfielen für den Verkehr nach aussen 37,318, für die 
Bedürfnisse der Anstalt 50,557 Arbeitstage, auf Landes- 
kulturarbeiten 46,349, auf Strassenarbeiten 11,450, auf 
Holzarbeit 5,300 Arbeitstage. Der Umfang dieser Arbeiten 
richtete sich einerseits nach der Grösse der der Anstalt 
zur Verfügung stehenden Grundstücke, andererseits nach 
der sich ergebenden Gelegenheit zur Vergebung von 
Sträflingskräften und der Zahl der für solche Aussenarbeit 
geeigneten Sträflinge. Ich habe bereite an einem früheren 
Orte erwähnt, dass einer derartigen Vergebung gleichviel, 
ob sie für private oder für öffentliche Zwecke erfolgt, 
bedeutende Schwierigkeiten entgegenstehen. Findet sich 
Arbeitsgelegenheit in unmittelbarer Nähe der Anstalt, so 
handelt es sich zumeist nur um die Möglichkeit einer jeden 
Missbrauch hintanhaltenden Aufsicht und um die Beschaffen- . 
heit der zur Verfügung stehenden Sträflinge. In dieser 
Richtung hängt alles davon ab, welcher Art der Belag der 
Anstalt ist. Wo dieser zum grossen Teile aus der ländlichen Be- 
völkerung stammt und Strafen wegen Körperbeschädigung, 
Totschlag oder beispielsweise Wilderei verbüsst, ist die 
Beistellung von Aussenarbeitern natürlich leichter, als in 
Strafanstalten mit vorwiegend städtischen Elementen und 
solchen die dem zünftigen Verbrechertum angehören. Die 
Absendung grösserer Abteilungen zu entlegenen Kultur- 
arbeiten stösst auf noch bedeutendere Schwierigkeiten bei 
der Auswahl, ausserdem kommen die Kosten des Trans- 
portes, der Verpflegung, der Unterbringung und Ueber- 
wachung derart in Betracht, dass die Gefahr eines Ab- 
ganges gegeben ist. Es entsteht ferner die Schwierigkeit, 
die abgesendeten Sträflinge während des Winters in andere 
Arbeitsbetriebe einzuteilen. 

Auffällig ist das Anwachsen der Arbeitstage für ein- 
fache Hausarbeiten. Zum Teil findet diese Tatsache viel- 
leicht eine Erklärung in der baulichen Beschaffenheit der 
Gefängnisse. Die ungleiche Verteilung dieser Steigerung 
in den einzelnen Strafanstalten lässt jedoch auch auf 
andere Ursachen schliessen, die in der Statistik keine Auf- 
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klärung finden (so beispielsweise der Umstand, dass in 
Stanislau die Zahl dei' Arbeitstage in den 3 Jahren 1902 
bis 1904: 23,242, 34,399 und 53,305 betragen hat). Die 
Steigerung der Arbeitstage für Bäckerei und Küche findet 
ihre Erklärung in der allmähligen Einrichtung dieser Be- 
triebe in Eigenregie der Anstalt. Ich werde auf diese 
beiden Betriebe in der Folge bei Besprechung des Auf- 
wandes noch zurückkommen. 

In den Weiberstrafanstalten entfielen auf 
375,839 Hafttage 275,519 Arbeitstage, mithin 73,3%. Der 
Hauptanteil der Arbeitstage entfiel auf Weben und Spinnen 
(1662 und 6347), Bearbeitung von Federn (19,2S8), Weiss- 
näherei u. dergl. (30,327), Stricken, Sticken u. dergl. (118,218 
und 1825), Strumpfwirken und Maschinen stricken (6534), 
Feld- und Gartenarbeit (4329 und 22,148, letztere für Zwecke 
der Anstalt), HaussCrbeiten (16,927), Krankenwartung (2883), 
Küche (8346), Backen (4702), Waschen (15,261), Flickarbeit 
(11,062). 

Ueber die Arbeit in den Gerichtsgefängnissen 
bestehen keine statistischen Ausweise. 

IX. 

In engem Zusammenhange mit den Arbeitsbetrieben 
steht die Höhe des Aufwandes für die Strafanstalten. 
Eiiie scharfe Scheidung zwischen dem allgemeinen Ver- 
waltungsaufwande und der Bilanz des Arbeitsbetriebes ist 
nach der gegebenen Verrechnung nicht möglich. Es lässt 
sich jedoch immerhin ein ungefähres Bild gewinnen. 

Im Jahre 1904 betrug der ordentliche Gesarataufwand 
in den Männer- und Weiberstrafanstalten 6 165 969 Kr., denen 
Einnahmen von 2 511104 Kr. gegenüberstanden, so dass 
der Abgang 3 654 865 Kr. ausmachtCj W'ozu noch 72605 Kr. 
ausserordentliche Ausgaben kamen. Von den Einnahmen 
entfallen 90 544 Kr. auf verschiedene Ersätze. Dadurch, 
dass Einnahmen und Ausgaben aus dem Arbeitsbetriebe 
in diesen Summen enthalten sind, ergibt sich nicht das 
richtige Bild, da mit dem Zunehmen der Regiebetriebe 
begreiflicherweise die Beschaffung der Rohstoffe einerseits 
und der Erlös andererseits eine bedeutende Rolle spielen. 
Ich will daher vorerst die auf den Arbeitsbetrieb bezüg- 
lichen Beträge, so weit sie besonders verrechnet werden, 
herausheben. Sie beziehen sich nur auf die Männerstraf- 
anstalten, da die Einnahme aus dem Arbeitsbetriebe der 
Weiberanstalten den verwaltenden Kongregationen zufliesst. 
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Ausgaben: 

Arbeitswerkzeuge 40 795 

Rohstoffe . 1396 065 

Ueberverdienst für Hausarbeiten ... 47 383 

„ „ andere Arbeiten . . 178 736 

Besondere Auslagen für Leitung . . 35 927 

1698 906 
Einnahmen: 

Verdienstgelder für Sträflings- 
arbeiten 442837 

Erlös aus Arbeitserzeugnissen . . . 1975221 

2418 058 

Ueberschuss . 719152 

Angesichts einer Zahl von 2 480 265 Arbeitstagen er- 
scheint dieser Ueberschuss selbst dann gering, wenn man 
die Ueberverdienstgelder hinzurechnet, indem auf den 
Arbeitstag nur etwa 38 H. entfallen. Der Grund liegt vor- 
wiegend darin, dass ciie Hausarbeiten nur mit dem Ueber- 
verdienst der Sträflinge angesetzt werden, wodurch sich 
die allgemeinen Verwaltungsauslagen niedriger stellen, 
aber auch das Arbeitserträgnis niedriger erscheint. 

Zur Vermeidung jedes Miss Verständnisses bemerke ich, 
dass ich ganz entschieden dagegen bin, dass die gesamte 
Gefängnisverwaltung von der Rücksicht auf den Aufwand 
beherrscht wird, dass ich insbesondere keineswegs den 
Arbeitsbetrieb derart in den Vordergrund stellen möchte, 
dass die Strafanstalten zu grossen Fabriken umgestaltet 
werden -— aber die Rücksicht auf die tibdgen Staatsbürger 
erfordert es, dass die Sträflinge einen Teil ihrer selbst- 
verschuldeten Unterhaltskosten durch ihre Arbeit decken, 
es liegt ausserdem im Rahmen des Strafzweckes, dass sie 
zum Bewusstsein des Zwanges für ihren Unterhalt zu 
arbeiten erzogen oder in diesem erhalten werden. 

Was nun die Ausgaben des Arbeitsbetriebes betrifft, so 
sind in diesen jene Anteile an den allgemeinen Verwaltungs- 
auslagen (Bezüge der Angestellten, Gebäudeerhaltung, Be- 
heizung und Beleuchtung) nicht enthalten, die mit den 
Arbeitsbetrieben verbunden sind. Eine derartige Trennung 
wäre auch praktisch nicht durchführbar. Umgekehrt fehlen 
in den Einnahmen ein grosser Teil der Vorteile für die 
Gefängnisverwaltung, die aus den Hausarbeiten im weiteren 
Sinne erwachsen. Dazu gehören die Verrichtungen der 
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Sträflinge bei den groben Hausarbeiten, im Spital, in der 
Küche und Bäckerei, und als Schreiber für Kanzleizwecke. 
Dies könnte durch Einstellung der die Grundlage der 
Kalkulation im allgemeinen bildenden Veranschlagung der 
Sträflingsarbeit als Einnahme für den Arbeitsbetrieb und 
Ausgabe für die Verwaltung geschehen. 

Schaltet man die Einnahmen und Ausgaben .aus dem 
Arbeitsbetriebe aus, soweit dies nach der bisherigen Statistik 
möglich ist, so ergaben sich im Jahre 1904 für die Ver- 
waltung : 

Einnahmen: 

Aktivinteressen K. 2 502 

Theaterabgaben „ 21 649 

Verschiedene Einnahmen „ 68 895 

Zusammen . K. 93 046 

Ausgaben: 

Gehalte für Beamte usw. . . . K. 391 268 

Bezüge der Zivilwache .... „1 472 904 

Kosten der Militärwache ... „ 179 248 

Remunerationen, Aushilfen u. d. . „ 42 982 

Bezirkskrankenkassenbeiträge . „ 1 835 

Mietzinse „ 8 828 

Erhaltung der Gebäude und Haus- 
erfordernisse „ 210 279 

Beheizung „ 170 912 

Beleuchtung „ 137 313 

Arresteinrichtung „ 71 845 

Amts- und Kanzleierfordernisse . „ 18 159 

Kirchenerfordernisse „ 8 085 . 

Unterrichtsauslagen „ 10 407 

Beköstigung s. Brot „ 1 193 753 

Bekleidung und Wäsche samt 

Reinigung „ 224 920 

Sanitätspflege „ 49 627 

Verschiedene Auslagen . . . . „ 7 396 
Pauschalbeträge für die Weiber- 
anstalten „ 267 302 

Neubauten ^ 72 605 

Zusammen , K. 4 539 668 
Ohne die Einnahmen aus dem Arbeitsbetriebe betrug 
daher der Aufwand K. 4 446 622, nach Abzug dieser Ein- 
nahmen K. 3 727 470. Die reinen Ausgaben für die Weiber- 
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anstalten bestehen in den an die Kongregationen nach der 
Kopfzahl der Sträflinge berechneten Pauschalbeträgen von 
K. 267 302, wozu noch die Gehalte der Inspektoren und 
verschiedene kleinere Auslagen kommen. 

Wird der Verwaltungsaufwand (ohne jenen für Neu- 
bauten) einschliesslich des Arbeitsbetriebes für die einzelnen 
Strafanstalten besonders berechnet, so ergibt sich 
für die Männerstrafanstalten 

für einen Verpflegstag 
Ausgaben K. 5 850 733 1 K. 97 h 

Einnahmen „ 2 504 161 — „ 84 „ 

Staatszuschuss „ 3 346 572 1 „ 12 „ 

für die Weiberstrafanstalten 
Ausgaben K. 315 236 — K. 83 h 

Einnahmen „ 6 943 — 77 ^1 ?? 

Staatszuschuss „ 308 293 — „ 82 „ 

Der Staatszuschuss stellt sich in den einzelnen 
Männerstrafanstalten sehr verschieden dar. Sie 
reihten sich im Jahre 1904 nach der Höhe des Staatszuschusses 
für den einzelnen Verpflegstag in Hellern folgendermassen : 
Garsten 85.7, Graz 88.4, Marburg 91.9, Stein 94.4, Stanislau 
94.5, Wisnicz 95.8, Pilsen 99.0, Suben 114.7, Gradisca 121.0, 
Lemberg 122.0, Mürau 123.2, Prag 136.3, Capodistria 162.0, 
Göllersdorf 168.3, Karthaus 203.6. Ausschlaggehend sind 
hiebei die Lebensmittelpreise, die Unzweckmässigkeit der 
baulichen Anlage und örtlichen Lage, die Art der Arbeits- 
betriebe. Eine Wiedergabe der Rechnung der einzelnen 
Anstalten nach Einnahmen und Ausgaben empfiehlt sich 
nicht, da sie nur irreführen könnten. Durch Einbeziehung 
der Arbeitsbetriebe ist diese Rechnung nämlich vorwiegend 
von dem Umstände abhängig, ob in einer Anstalt die Regie- 
betriebe oder die Pachtbetriebe überwiegen. Im ersteren 
Falle bedingt die Anschaffung der Rohstoffe naturgemäss 
höhere Ausgaben, aber auch höhere Einnahmen, während 
bei Pachtbetrieben die Einnahmen in der Entlohnung der 
Arbeitskräfte bestehen, die Ausgaben dagegen weit ge- 
ringer sind. 

Ich bemerke übrigens, dass auch die Reihung nach 
der Höhe des Staatszuschusses in den einzelnen Jahren 
schwankt. Es beeinflusst insbesondere jede grössere Aus- 
gabe auf dem Gebiete der Gebäudeerhaltung naturgemäss 
das Rechnungsergebnis. Einzelne Strafanstalten stehen 
jedoch seit Jahren an letzter Stelle — hier ist die unzweck- 
mässige bauliche Anlage ausschlaggebend. 
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In den Weiberstraf anstcalten schwankt der 
Staatszuschuss von 72.1 bis 89.2 h für den Verpflegstag. 

Zu den. allgemeinen Verwaltungsauslagen der Männer- 
strafanstalten ist folgendes zu bemerken: Geradezu unver- 
hältnismässig hoch sind die Ausgaben für den Gefängnis- 
dienst. Es hängt'diesmit dem System der alten Gebäude zu- 
sammen, in denen man die Gefängnisse untergebrachthat, und 
mit der finanz wirtschaftlich un verantwortlichen Beibehaltung 
derselben, statt durch Errichtung neuer Strafanstalten den 
Strafvollzug zweckentsprechend zu gestalten und gleich- 
zeitig die Verwaltungsauslagen zu vermindern. Ich werde 
zeigen, wie mit den Ersparnissen die Baukosten verzinst 
werden könnten. 

Im Jahre 1904 wurden ausgegeben: 
für Beamte, Seelsorger, Aerzte, Lehrer, 

Kanzleigehilfen und Kanzleihilfsarbeiter K. 391 268 

für die Zivilwache „1472 904 

für die Militärwache „ 179 248 

für Remunerationen, Aushilfen u. dgl. .^ ^ 42 982 

zusammen . K. 2086 402 

(Abzuziehen wären nur die Bezüge der 5 Inspektoren 
der Weiberstrafanstalten,) 

Hiezu bemerke ich, dass sowohl die Bezüge der Be- 
amten, als ferner die der Aufseher unzweifelhaft einer Auf- 
besserung bedürfen. Sie sind insofern nicht durchwegs gleich, 
als einzelne Zulagen in ihrer Höhe bei den einzelnen Anstalten 
von einander abweichen, es. ist dies jedoch nicht aus- 
schlaggebend. Als Anstaltsleiter sind je nach der Grösse 
der Anstalt 4 Direktoren (8. Rangsklasse) und 11 Ober- 
direktoren (7. Rangsklasse) bestellt. Dieselben haben je 
nach ihrer Dienstzeit in dem betreffenden Range, erstere 
3600 bis 4400, letztere 4800 bis 6000 K. Gehalt, wozu noch 
je nach dem Dienstort für die Direktoren 480 oder 720, 
für die Oberdirektoren 560, 700 oder 840 K. Aktivitäts- 
zulage und für alle 300 K. Beleuchtungs- und Beheizungs- 
zulage (bei einzelnen in Natur) kommt. 

Dem Range nach folgen 11 Verwalter (9. Rangsklasse) 
an den Anstalten mit Oberdirektoren, welche 2800 bis 
3200 K. Gehalt, 400, 500 [oder 600 K. Aktivitätszulage 
und 240 K. Beheizungszulage beziehen. Ihnen stehen am 
nächsten die 15 Kontrollore in den Männerstrafanstalten 
und 5 Gefängnisinspektoren in den Weiberstrafanstalten 
(10. Rangsklasse) mit 2200 bis 2800 K. Gehalt, 320, 400 
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oder 480 Kr. Aktivitätszulage und je 180 K. Beheizungs- 
zulage. Die unterste Stufe bilden die 20 Adjunkten der 
Männerstrafanstalten (11. Eangsklasse) mit 1600 bis 2000 K. 
Gehalt (sie gelangen zumeist vor Erreichung der höchsten 
Gehaltsklasse zu Kontrollorstellen), 240, äOO und 360 K. 
Aktivitätszulage und 120 K. Beheizungszulage. Alle 
Beamten haben entweder Naturalwohnung oder ein Quartier- 
geld. Die dem Unteroffizierstande entnommenen 15 Wach- 
inspektoren stehen in der 11. Rangsklasse (nur einzelne 
gelangen „ad personam" in die 10.) und haben dieselben 
Bezüge, wie die Adjunkten mit einem Uniformbeitrag von 
80 K. 

Eine mit verhältnismässig geringen Kosten verbundene 
Aufbesserung der Bezüge könnte dadurch erfolgen, dass 
die Verwalter an den 5 grössten Anstalten als Oberverwalter 
in die 8., die Kontrollore der 4 kleinsten Anstalten als 
Verw^alter (deren Dienst sie tatsächlich versehen) in die 9., 
5 Adjunkten der grössten Anstalten in den Kontrollorsrang er- 
hoben w^erden, so dass der Gesamtstand aus 1 1 Oberdirektoren 
(7. Rangsklasse), 4 Direktoren und 5 Oberverw^alter (8. Rangs- 
klasse), 10 Verwalter (9. Rangsklasse), 16 Kontrolleure und 
5 Inspektoren (10. Rangsklasse) und 15 Adjunkten bestehen 
würde. Ausserdem wären zu den gegenwärtigen 15 Wach- 
inspektoren noch weitere 5 Wachoberinspektoren (10. Rangs- 
klasse) für die grossen Anstalten zu schaffen, 'da in diesen 
mit Rücksicht auf den Umfang der Geschäfte eine Teilung 
zweckdienlich erscheint. 

Würden die Direktorenstellen mit Juristen besetzt 
w^erden, so würde dies eine andere Organisation zur Vor- 
aussetzung haben. Den Verwaltungsbeämten müsste da- 
durch die entsprechende Verschiebung der Rangklassen ihre 
bisherige Reihung (beziehungsweise die vorhin vorge- 
schlagene) gewahrt bleiben. Ich gebe mich selbstverständlich 
in der Richtung keiner Täuschung hin, dass die Aussicht 
unter die Oberleitung von Strafrechtsjuristen gestellt zu 
werden, von den dermaligen Straf anstaltsbeamtcn mit grossem 
Missvergnügen aufgenommen w^ürde. Sie würden sich aber 
damit schliesslich ebenso abfinden, wie in Deutschland, wo 
ein Teil der Anstalten bereits von Straf rechtsjuristen geleitet 
wird. Es handelt sich dabei selbstverständlich nicht darum 
15 Juristen unterzubringen, überhaupt nicht um Juristen 
schlechtweg, sondern um Kriminalisten von Fach. In 
Oesterreich liesse sich übrigens auch durch eine Erweiternng 
der Befugnisse der Hauskommissäre insbesondere auf dem 
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Gebiete des Disziplinarstraf rechtes und des Verkehres mit 
den Sträflingen im Allgemeinen Abhilfe schaffen, ohne die 
Organisation selbst zu ändern. Die einmalige Monatssitzung 
würde dazu natürlich nicht ausreichen, ausserdem müsste 
die Strafanstalt stets in unmittelbarer Nähe der Staats- 
anwaltschaft liegen. 

Die Anstaltsärzte sind teils staatliche Beamte der 
9. und 8. Rangsklasse, teils gegen Bestallung angestellt. 
Es hängt dies von der Grösse der Anstalt und demgemäss 
von der Zeit ab, die der Arzt in dieser zu verwenden hat. 
In den kleineren Anstalten ist der Strafanstaltsdienst nur 
eine Nebenbeschäftigung des Arztes, dessen Hauptberuf 
seine ärztliche Praxis bleibt. Aber auch in den grossen 
Anstalten bleibt den Aerzten die Möglichkeit der Ausübung 
einer Privatpraxis und es wäre daher vielleicht richtiger, 
die festangestellten Aerzte, statt sie in bestimmte Rangs- 
klassen einzureihen, die doch ihrer Vorbildung nicht ent- 
sprechen, vertragsmässig mit Beibehaltung des Anspruches 
auf Ruhegenüsse anzustellen. 

. Gegenwärtig betragen die Bezüge der staatlich an- 
gestellten Aerzte je nach ihrem Range 2800 bis 3200 oder 
3600 bis 4400 K. Gehalt, 400 bis 720 K. Aktivitätszulage, 
240 K. Beheizungszulage (oder Naturalleistung), wozu bei 
den meisten die Dienstwohnung oder ein Quartiergeld 
kommt (ein Hilfsarzt befindet sich nur in der IL Rang- 
klasse). 

Die katholischen Seelsorger erhalten ihre Bezüge aus 
dem Religionsfond, dagegen aus der Strafanstaltsdotation 
nur gewisse Nebenbezüge, die Geistlichen der anderen 
Bekenntnisse sind vertragsmässig angestellt und richten 
sich ihre Bezüge nach dem Umfange ihrer Obliegen- 
heiten. Die Lehrer sind fest angestellte Beamte der Straf- 
anstalten und stehen teils in der IL teils in der 10. Rangs- 
klasse mit deren Bezügen, (1600 bis 2000 oder 2200 bis 
2600 Kr. mit der örtlichen Aktivitätszulage), zu welchen 
eine Beheizungzulage von 120 Kr. und Naturalwohnung 
oder an deren Stelle eine Wohnungszulage kommt. Einige 
stehen »^^ personum« in der 9. Rangsklasse. Die Anzahl 
der in höheren Rangsklassen stehenden Lehrer ist weitaus 
zu gering, die Vorrückungsaussichten entsprechen weder 
dem Bildungsgange noch den obliegenden Dienstpflichten. 

Im ganzen befanden sich in den Männerstrafanstalten 11 
angestellte und 8 bestallte Aerzte, 23 Lehrer, 22 katho- 
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lische, 3 griechisch-katholische, 2 griechisch-orientalische, 
4 protestantische und 5 israelitische Seelsorger. 

Unverhältnisnaässig gross ist die Zahl der Aufsichts- 
organe der Männerstrafanstalten, die im Jahre 1904 aus 137 
Oberaufsehern, 911' Aufsehern und 38 Aushilfsaufsehern be- 
stand (in den Weiberstrafanstalten wird der Aufsichtsdienst 
von Klosterschwestern besorgt). Stellt man den durch- 
schnittlichen Sträflingsstand dieses Jahres mit 8364 gegen- 
über, so ergibt sich, dass durchschnittlich auf je 7,7 Sträf- 
linge ein Aufsichtsorgan kam. Dazu kommt noch die 
Militärwache mit 363 Mann in Betracht. Dass sich das 
Verhältnis in einzelnen Strafanstalten noch schlechter 
stellt, werde ich in der Folge zeigen. 

Dabei ist hervorzuheben, dass der Dienst der Auf- 
sichtsorgane ein sehr angestrengter ist, welcher Umstand 
sich leider auch dadurch bemerkbar macht, dass die Auf- 
seher in einer überaus grossen Zahl von Fällen gezwungen 
sind, vorzeitig in den Ruhestand zu treten. Es ist unab- 
weislich, dass sowohl Diensteserleichterungen geschaffen^ 
als auch die Bezüge der Aufsichtsorgane erhöht werden 
müssen. In beiden Richtungen ist die Justizverwaltung 
bestrebt gewesen durch Vermehrung des Personals und 
Verbesserung der finanziellen Lage den dringensten Be- 
dürfnissen abzuhelfen. Eine radikale Aenderung lässt sich 
aber nur durch Ersatz der alten Gefängnisse durch neue 
erreichen. Dieser Ersatz ermöglicht nicht blos eine wesent- 
liche Vereinfachung und Erleichterung des Dienstes an 
sich, sondern auch durch eine bedeutende Verminderung 
der Zahl der Aufsichtsorgane und durch Abschaffung der 
Militärwache nicht blos die Verzinsung der Baukosten, 
sondern auch die Beschleunigung der bereits im Zuge be- 
findlichen Verbesserung der Bezüge der Organe ohne 
wesentliche Belastung des Staatsschatzes. 

Die Bezüge der Aufseher stellen sich im allgemeinen 
(abgesehen von Nebenbezügen) nachstehend dar: Ober- 
aufseher mit den Bezügen der 2. Gehaltsklasse (Gehalt 
1200 K., Aktivitätszulage 240 oder 300 K., wozu regel- 
mässig eine Dienstalterszulage von 200 K. kommt), Auf- 
seher 2. Gehaltsklasse (Bezüge gleich den Oberaufsehern), Auf- 
seher 3. Gehaltsklasse (lOÖOK. und 200 oder 250 K. Aktivitäts- 
zulage, wozu regelmässig eine Dienstalterszulage von 100 oder 
200 K. kommt) Aufseher 4. Gehaltsklasse (800 K. und 
160 oder 200 K. Aktivitätszulage, bei nicht ganz der 
Hälfte eine Dienstalterszulage von 100 oder 200 K.). Die 
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Nebenbeztige sind sehr ungleichmässig und bestehen bei 
einer Anzahl in einer Natur alwohnung (die Ledigen sind 
kaserniert), bei einzelnen in einer Wohnungsabfertigung, 
endlich bei einzelnen Arbeitsaufsehern in kleineren 
Remunerationen. 

Die Organisation leidet an dem Fehler, dass die Oberauf- 
seher insofern nicht organisch mit den Aufsehern ver- 
bunden sind, als zu diesem Posten länger dienende Unter- 
offiziere ernannt werden können, di^ zuvor keine Aufseher 
waren, und dass hierdurch den Aufsehern ein Teil der 
bestdotierten Posten verloren geht. Richtig wäre es 
sämtliche Aufseherstellen (allenfalls abgesehen von jenen 
Oberaufseherstellen, die zur Stellvertretung der Wach- 
inspektoren und daher zur Nachrückung in deren Posten 
bestimmt wären) in die 3 Gehaltsklassen mit Vorrtickung 
nach dem Dienstalter (abgesehen von einer Hinterung der 
Vorrückung infolge Disziplinarvergehen) einz-ureihen wären. 
Gegenwärtig ist die Regelung derart, dass von sämtlichen 
Stellen 15 % auf Oberaufseher und Aufseher der 2. Ge- 
haltsstufe, 15 % auf Aufseher der 3. und 70 % auf solche 
der 4. Gehaltsstufe zu entfallen hätten. Ende 1904 waren 
demgemässvon 1048 Aufsehern 137 Oberaufseher, 23 Auf- 
seher der 2., 157 der 3. und 731 der 4. Gehaltsstufe. 

Es ist gegenwärtig bereits in Aussicht genommen, 
das Verhältnis wesentlich besser zu gestalten. Bei dem 
Umstände, dass diese Reform in naher Aussicht steht, sehe 
ich von bestimmten Vorschlägen ab. Gleichzeitig wären 
bei Stellungen mit grösserer Verantwortung, und ins- 
besondere im Falle der Leitung grösserer Arbeitsbetriebe 
höhere Zulagen auf die Dauer dieser Verwendung zu geben 
als dies heute der Fall ist. Der Mehraufwand wäre an- 
gesichts des Gesamtaufwandes für den Strafvollzug kaum 
ein beachtenswertes Hindernis. 

Insbesondere wäre aber darauf Gewicht zu legen, 
dass alle Aufseher entweder Naturalwohnung oder 
Wöhnungszulage erhalten. Dabei wäre auf die Bei- 
stellung von Naturalwohnungen zu dringen (insbesondere 
bei Neubauten), da es auch im Interesse des Dienstes 
nicht gleichgültig ist, in welchen W^ohnräumen die Auf- 
seher — ob sie nun ledig oder verheiratet sind — sich 
aufhalten. In dieser Richtung muss leider gesagt werden, 
dass in einzelnen Anstalten sowohl die Dienstwohnungen, 
als die Privatwohnungen der Aufseher in gesundheiitlicher 
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Beziehung sehr viel zu wünschen übrig lassen, ein Zustand, 
der einer dringenden Abhilfe bedarf. 

Ich habe wiederholt darauf hingewiesen, wie im Wege 
der Errichtung neuer Gefängnisse mit vollständiger Einzel- 
haft — abgesehen von den ausschlaggebenden Vorteilen 
auf dem Gebiete des Strafvollzuges — eine wesentliche 
Minderung der jährlichen Ausgaben erzielt werden könnte. 
Ih erster Linie gilt dies in Bezug auf die Minderung des 
Gefangenwachpersonales. Allein die Abschaffung der 
Militärwache bedeutet eine jährliche Ersparnis von 
179 913 K., welche ein Kapital von nahezu 4V2 Millionen 
Kronen darstellt. 

Was die Zivilwache anbelangt, so wird in Preussen 
gegenwärtig auf je 20 Gefangene ein Aufseher gerechnet, 
dazu an Stelle der aufgelassenen Militärwachen für jede 
Anstalt 3— 4 Aufseher. Auf ein .Normalgefängnis von etwa 
600 Gefangenen, (nach Krohne bis 550), kommen daher 
etwa 34 Aufseher. Werden aber zum Zwecke der Er- 
leichterung des Dienstes 40 Aufseher angenommen, so gibt 
dies auf 15 Gefangene ein Aufseher. Vergleichen wir da- 
mit den Stand in den österreichischen Strafanstalten, sq 
ergibt sich ein unwiderleglicher Nachweis des finanzpolitisch 
unhaltbaren Zustandes. 

Im Jähre 1904 befanden sich in der Strafanstalt 
Garsten (Oberösterreich) 76 Aufseher bei einem Durch- 
schnittsbelag von 576 Sträflingen, daher einer auf 
7,1 Sträflinge. Durch Errichtung eines Zellengefängnisses, 
an Stelle von Garsten mit 600 Einzelzellen, würden 36 Auf- 
seher bei gleichzeitiger Diensteserleichterung für die übrigen 
allmählig aufgelassen werden können, was einer jährlichen 
Ersparnis von ungefähr 40000 Kronen gleichkommen würde, 
(entsprechend einem Kapital von 1 Million Kronen), dazu 
käme der Entfall der Militärwache mit 10 268 K. (gleich 
einem Kapital von ^4 Million). 

In der Strafanstalt Suben (Oberösterreich) waren 
39 Aufseher bei einem Durchschnittsbelag von 324 Sträf- 
lingen, daher 8,3 auf einen entfielen. Hiezu ist zu be- 
merken, dass die Sträflinge von Tirol und Vorarlberg 
mangels einer eigenen Anstalt teils nach Suben, teils nach 
Marburg abgeliefert werden.' Durch Errichtung einer Straf- 
anstalt für Tirol würde Suben vollkommen überflüssig, da 
die nicht nach Tirol gehörigen Sträflinge in die anderen 
Strafanstalten von Nieder- und Oberösterreich abgegeben 
werden könnten. Dem Sträflingsstande von Suben würden in 
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einer zweckentsprechenden Anstalt ungefähr 20 Aufseher ent- 
sprechen, daher 19 erspart würden (eine jährliche Ausgabe 
von ungefähr 21 000 K. entsprechend einem Kapital von 
Vä Million), ausserdem würde die Militärwache mit einem 
Aufwände von 23 530 K. (entsprechend einem Kapital von 
über V2 Million) entfallen. 

Bei beiden Anstalten ist ausserdem der Verkaufswert 
der derzeitigen Gebäude samt Grundflächen in Betracht 
zu ziehen. 

In Niederösterreich bestehen die Strafanstalten Stein 
und Göllersdorf und die Weiberstrafanstalt Wiener Neudorf. 
Die Strafanstalt Stein könnte als künftiges Zuchthaus für 
den Wiener Obergerichtssprengel in Aussicht genommen 
werden, da der Umbau zu einem reinen Zellengefängnis 
auf Schwierigkeiten stossen würde. Die beiden Anstalten 
in Göllersdorf und Wiener Neudorf >vären aufzulassen und 
ihr Belag (mit Ausnahme der an eine andere Weiberstraf- 
anstalt abzugebenden wenigen langzeitigen) an ein neu 
zu errichtendes Zellengefängnis bei Wien abzugeben:, das 
in erster Linie die Sträflinge des Gerichtshofgefängnisses 
in Wien aufzunehmen hätte. Die Strafanstalt Göllersdorf 
ist heute als Jugendstrafanstalt eingerichtet und als solche 
an sich unhaltbar, das neue Gefängnis hätte eine Ab- 
teilung ' für die Jugendlichen von Göllersdorf und des 
Wiener Landesgerichtes zu enthalten. In Göllersdorf 
kamen 176 Sträflinge auf 39 Aufseher oder 4,5 auf einen. 
Es bedeutet dies ein Mehraufwand von 27 Aufsehern, ent- 
sprechend einem jährlichen Aufwand von ungefähr 29 700 K., 
wozu noch der Pachtschilling für die Anstaltsliegenschaft 
mit 8336 ^K. kommt (entsprechend einem Kapital von 
nahezu 1 Million K.). Hiedurch wurde ein Teil der Bau- 
kosten des neuen Gebäudes gedeckt, es kommen bei 
diesem jedoch noch geeignete Gründe anderer Art in 
Betracht, vor Allem die unhaltbaren Strafvollzugsverhält- 
nisse des Landesgerichtes Wien. Auf die Einzelheiten 
dieser Frage kann ich hier nicht weiter eingehen. 

Am schärfsten zeigt sich, dass der Staat mit den 
alten Gebäuden ein schlechtes Geschäft macht, bei den 
Strafanstalten Mürau (Mähren) und Karthaus (Böhmen). 
Ich bemerke hiezu, dass die Sträflinge von Südmähren in 
die Strafanstalt Pilsen abgegeben werden und nur die von 
Nordmähren nach Mürau kommen. In Mürau kam 1904 
auf einen Stand von 101 Aufsehern ein Durchschnittsbelag 
von 538 Sträflingen, in Karthaus auf 74 Aufseher und 



Digitized 



by Google 



- 63 — 

118 Mann Militärwache ein Durchschnittsbelag von 399 
Sträflingen. Dass diese 2 Strafanstalten sehr kostspielig 
sind, ist daher eirileuchtend. In normalen Anstalten würden 
36 und 27 Aufseher ohne Militärwache genügen, es würden 
daher 112 Aufseher mit einem Aufwände von 123200 K. 
und die Kosten -der Militärwache mit 67 000 K. erspart 
werden können, was einem Kapital von 4 750000 K. ent- 
spricht, welcher Betrag keineswegs erforderlich ist, um 
eine Strafanstalt für einen Belag von 700 Sträflingen 
nach einem Zellensystem in Mähren zu errichten — wobei 
noch der Gebäudewert der beiden jetzigen Anstalten, sowie 
die sonstigen durch die Lage der Anstalten verursachten 
Mehrauslagen in Betracht zu ziehen wären. Die. 400 Sträf- 
linge der Strafanstalt Karthaus könnten an die Strafanstalten 
Prag und Pilsen abgegeben werden, da der höchste Belag 
von Prag (700) den Belagraum von 953 um 253, jener von 
Pilsen (802) den Belagraum von 871 um 69 nicht erreichten 
und für Pilsen überdies die mährischen Sträflinge entfallen 
würden. Die Ersparnisse würden daher die Verzinsung 
des notwendigen Baukapitals weitaus übersteigen und was 
die Hauptsache ist, die beiden einer überwundenen Zeit 
angehörigen alten (Gefängnisse würden verschwinden. Eine 
der beiden Strafanstalten Prag und Pilsen wäre in Zukunft 
im Falle einer Strafgesetzreform zum Vollzug der Zucht- 
hausstrafe für Böhmen, Mähren und Schlesien zu bestimmen. 

In ähnlicher Weise hätte an Stelle der Strafanstalten 
Wisnitz in Galizien, Capodistria und Gradiska im Mutter- 
land Zellengefängnisse zu treten. Ich will aber diesen Gegen- 
stand nicht weiter erörtern, denn die angeführten Beispiele 
dürften genügen. Eine Schwierigkeit besteht zweifellos in 
Ansehung der Herabsetzung des Aufseherstandes. Da aber 
die Errichtung der neuen Strafanstalten sich zweifellos auf 
einen längeren Zeitraum verteilen wird, ergibt sich von 
selbst die Möglichkeit durch Sistierung von Neuernennungen 
und durch Uebersetzungen die Herabsetzung derart zu 
gestalten, dass die Vorrückung der bereits bestehenden 
Aufseher in höhere Gehaltsstufen nicht beeinflusst wird. 

Als zweithöchste Ausgabenrubrik kommt die Ver- 
pflegung der Sträflinge in Betracht. In dieser Richtung 
ist gegenüber den Siebzigerjahren eine bedeutende Minderung 
der Auslagen zu verzeichnen, obgleich in den letzten Jahren 
sich infolge der Steigerung der Lebensmittelpreise eine 
Erhöhung der Auslagen bemerkbar macht. Es ist dies 
darauf zurückzuführen, dass in den Achtziger jähren all- 
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mählig in allen Strafanstalten (und auch in den Gerichts- 
höfgefängnissen) an Stelle der Verpachtung der Verpflegung 
die Herstellung der Kost und in den meisten Gefängnissen 
nach die Herstellung des Brotes in eigener Regie durch- 
geführt wurde. Ich habe irgendwo — der Ort ist mir 
nicht mehr erinnerlich ~ gelesen, dass diese Minderung 
der Auslagen gewissermassen auf Kosten der Sträflinge 
gehe. Diese Behauptung ist vollständig aus der Luft ge- 
griffen. Es entfällt einfach der nicht unbedeutende Gewinn 
der Kostpächter, die Verpflegung ist aber, wie ich bereits 
an einem früheren Orte erwähnte, tatsächlich weitaus 
besser, als sie früher war, und wird insbesondere von 
Kostzubesserungen der verschiedensten Art (mit Rücksicht 
auf den Ernährungszustand, die zugewiesene Arbeit usw.) 
reichlich Gebrauch gemacht. Für die Mehrzahl der Sträf- 
linge entspricht die Kost vollständig, für Viele bedeutet 
sie gegenüber der Nahrung in der Freiheit * eine Ver- 
besserung — dagegen macht sie den Sträflingen, die sich 
in besseren Lebensverhältnissen befunden haben, zweifellos 
die Strafe weitaus empfindlicher, als ihren Schicksals- 
genossen. Kostzubussen, die solchen Sträflingen gewährt 
werden, können daher nicht als Bevorzugung angesehen 
werden. Das in Eigenregie gebackene Brot ist in den 
mir bekannten Anstalten von sehr guter Beschaffenheit. 
Was die Verringerung der Kosten anbelangt, so sind die 
absoluten Ziffern insofern nicht ausschlaggebend, als sie 
auch von der Höhe des Belages abhängen, es minderte 
sich jedoch auch der auf den Verpflegungstag entfallende 
Betrag sehr bedeutend. Im Jahre 1881 hatte der Aufwand 
für die Beköstigung den Höhepunkt mit 1 617 668 K. oder 
42,6 h für den Verpflegstag erreicht, im Jahre 1904 betrug 
er 1 193 753 K. oder 40,3 h für den Verpflegstag. Er war 
in den vorausgegangenen Jahren niedriger, so hatte er im 
Jahre 1894 nur den Betrag von 1039 680 K. oder 31,6 h 
für den Tag erreicht — die geänderten Lebensmittelpreise 
und die mannigfachen Kostzubesserungen erhöhten eben 
mittlerweile den Aufwand. 

In Bezug auf die Gerichtsgefängnisse fehlt es an 
statistischen Nachweisen über den Aufwand . des Straf- 
vollzuges. 

X. 

Ueber den erziehenden und bessernden Einfluss des 
Strafvollzuges gibt es naturgemäss keine Statistik. Man 
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hat ja bekanntlich mitunter Versuche gemacht, die Sträflinge 
in statistischen Gruppen einzuteilen — gebessert, zweifeb 
haft und unverbesserlich. Daö ist aber keine Statistik von 
Tatsachen, sondern eine solche von subjektiven Gutachten, 
die richtig oder unrichtig sein köimen. Von einem Teile 
der Sträflinge der Strafanstalten kann man ohne Gefahr 
durch die Ereignisse eines Bessern belehrt zu werden be- 
haupten, dass si-e in Freiheit gesetzt, binnen Kurzem wieder 
rückfällig werden. Sie bilden einen unrettbar verlorenen 
Abschaum der Menschheit. Bezüglich des Restes ist es 
sehr schwer eine Voraussage zu machen. Es hängt allzu 
viel von den Verhältnissen ab, in die sie gelangen. Des- 
halb gestattet auch eine musterhafte Führung in der Anstalt 
noch keinen Rückschluss auf ein gleiches Verhalten in der 
Freiheit. 

Ich habe bereits . ausgeführt, dass die Mehrzahl dör 
in die Strafanstalten eingelieferten Sträflinge ein belastetes 
Vorleben aufweist, und dass dies begreiflich ist, weil bei der 
Mehrzahl der wegen Verbrechens Verurteilten auf Strafen 
bis zu 6 Monaten erkannt wird, und . selbst von den 
zu einer Strafe von 6 Monaten bis zu 1 Jahre Ver- 
urteilten nur ein Teil in die Strafanstalten abgeliefert wird. 
Die Kurzzeitigen sind in der Regel die Besserungsfähigen. 
Es kann daher von vornherein nicht erwartet werden, ^ass 
von den in die Strafanstalten Eingelieferten ein nennens- 
werter Teil gebessert in die Freiheit tritt. Vor Allem ist, 
wie ich wiederholt ausführte, zu trachten, dass sich die 
Zahl der Verurteilungen zu längeren Freiheitsstrafen 
möglichst verringere. Diese sollen die ultima ratio bilden. 
Um dies zu erreichen, ist aber erforderlich, dass der Voll- 
zug der kurzen Freiheitsstrafen unbedingt in Einzelhaft 
erfolge und dadurch ein schlechter Einfluss auf die besseren 
Elemente — die im Strafvollzuge der Gerichtsgefängnisse 
die tiberwiegende Mehrzahl bilden — vermieden werde. 
Die Einzelhaft ermöglicht es, die Zahl der längeren Freiheits- 
strafen zu verringern, teils unmittelbar, weil sie in kürzerer 
Dauer wirksamer ist, teils mittelbar, weil sie den Rückfall 
vermindert. Dasselbe gilt für die in den Strafanstalten zu 
vollziehenden längeren Strafen, soweit die veralteten Be- 
stimmungen des Einzelhaftgesetzes dem nicht entgegen- 
stehen. Der Uebergang zur Einzelhaft wird jedenfalls 
wirksamer sein, als alle Versuche durch Erziehung oder 
Zuchtmittel einzuwirken. Die bedenklichste Seite des 
gegenwärtigen Strafvollzuges in Oesterreich bleibt, dass 
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die besserungsfähigen Elemente mit verworfenen in Gemein- 
schaft gehalten werden und zwar sowohl in Arbeits- 
betrieben, als auch in den Schlaf räumen. Soweit die Ge- 
meinschaftshaft auch in Zukunft fortbestehen muss, wäre 
für nächtliche Absonderung Vorsorge zu treffen, an der 
es in Oesterreich, abgesehen von etlichen Kojen in den 
äugendabteilungen in Prag und Marburg, vollkommen fehlt. 
Diese Kojen haben sich übrigens gar nicht bew^ährt und 
wären durch Schlaf zellen zu ersetzen. 

Als Erziehungsmittel kommen der persönliche Einfluss 
der Beamten, Lehrer und Geistlichen in Betracht. Zw^eifellos 
kann derselbe gegenüber empfänglichen Elementen wirksam 
sein, wenn er mit richtigem psychologischem Verständnisse 
geübt wird, und wenn im Wege der Einzelhaft oder einer 
vorsichtigen Einteilung der Sträflinge dem gegenteiligen 
Einflüsse von Mitsträflingen vorgebeugt wird. Gewarnt 
muss vor jedem Uebermass der Einwirkung werden, die 
Wirkung kann sonst in das Gegenteil umschlagen. Es 
kommt stets auf den richtigen Zeitpunkt an, noch mehi' 
natürlich auf die Form, die der Individualität des Sträf- 
lings angepasst sein muss. Vor Allem muss der Sträfling 
den Eindruck gewinnen, dass das betreffende Organ der 
Strg^fanstalt nicht blos der Vorschrift genügt. Je grösser 
die Strafanstalt ist, desto geringer wird begreiflicherw^eise 
die 'Möglichkeit sein, sich mit den Einzelnen eingehend zu 
beschäftigen. Aus diesem Grunde sind Anstalten mit zu 
grossem Belage zu vermeiden. Im übrigen scheidet von 
vornherein eine beträchtliche Zahl von Sträflingen aus, 
bei denen unzweifelhaft jeder Versuch vergeblich ist. 
Allerdings darf aus der Eückfälligkeit allein auf die Ver- 
geblichkeit einer Einwirkung noch nicht geschlossen w^erden. 
Auch bei wiederholt Rückfälligen ist eine Umkelir möglich, 
mit der Erreichung reiferer Jahre gelangen sie häufig zur 
Besinnung und es kann eine wohlwollende Bemerkung, 
die dem Sträfling nahe legt, dass man ihn noch nicht für 
verloren hält, genügen, seinen Gedankengang in eine 
andere Bahn zu lenken. Vor Allem muss man jedem 
nicht blos die Möglichkeit einer Aussprache geben, sondern 
auch die Anregung zu einer solchen. Allzuviel militärische 
Disziplin ist nicht geeignet, den Sträfling aus sich heraus- 
zubringen, abgesehen davon, dass sie an sich insbesondere 
von älteren Sträflingen nicht verlangt werden kann. Man 
kann insbesondere von Sträflingen keine soldatische Hal- 
tung und kein militärisches Auftreten gegenüber deii 
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Organen der Gefängnisverwaltung fordern. In dieser Richtung 
ist geboten den goldenen Mittelweg »zwischen einer zur 
Disziplinlosigkeit führenden allzugrossen Gemütlichkeit und 
einem jedes Vertrauen ausschliessenden barschen Ton zu 
finden. Ein zu scharfes Betonen des Standpunktes der 
Gefängniszucht führt unvermeidlich zu einem Uebermass 
von Disziplinarstrafen wegen an sich unbedeutender und 
mit Rücksicht auf die Lage, in der sich die Sträflinge be- 
finden, erklärlicher Vorfälle. Es ist insbesondere auch 
darauf Rücksicht zu nehmen, dass sich Sträflinge mit lang- 
zeitigen Strafen und einem schwer belasteten Vorleben 
häufig zeitweilig aufgeregt und schwer zu behandeln zeigen, 
ohne dass gerade eine Psychose vorliegt. "W^enn die Ein- 
tönigkeit des Gefängnislebens in Betracht gezogen wird, 
bieten derartige zeitweilige Ungeberdigkeiten nichts auf- 
fälliges. Sie äussern sich in der Gemeinschaftshaft häufiger 
als in der Einzelhaft, sie führen in ersterer zu Unverträg- 
lichkeiten zwischen den Sträflingen und lassen sich durch 
zeitweilige Absonderung beseitigen. In der Einzelhaft 
äussern sie sich mehr durch ein mürrisches Benehmen und 
können durch Nichtbeachtung oder durch einige freundliche 
Worte beseitigt werden. Ob das eine oder das andere 
besser am Platz ist, hängt von den Umständen des Falles 
und von dem Wesen des Sträflings ab. In dieser Richtung 
wird ,ein verständiger Gefängnisarzt von grossem Nutzen 
sein — wobei ich jedoch betonen möchte, dass es sich 
hier mehr >um Fragen der Psychologie als der Psychiatrie 
handelt. So wenig das Verbrechen an sich eine abnormale 
Erscheinung des menschlichen Lebens darstellt, so w^enig 
kann ein zeitweiliges Auflehnen gegen die Gefängniszucht 
an sich als abnormal angesehen w^erden. Die Schranken, 
w^elche die Gefängniszucht dem Sträflinge auferlegt und 
notwendig auferlegen muss, gehen noch weit über den 
Rahmen derjenigen Schranken hinaus, welche die gesell- 
schaftliche Ordnung den menschlichen Leidenschaften und 
Trieben setzt. Es darf nicht ausser Acht gelassen werden, 
dass der Zustand im Gefängnisse an sich ein abnormaler 
ist. Wir besitzen bei schweren Rechtsbrüchen keine anderen 
Mittel die Rechtsordnung und die Mitmenschen zu schützen, 
als durch längere Freiheitsentziehung, wir müssen jedoch 
mit der Tatsache rechnen, dass der in dieser Freiheits- 
entziehung liegende Zwang der menschlichen Natur schwere 
Opfer auferlegt. Von dieser Erwägung ausgehend wird sich 
die Zahl und das Ausmass der Disziplinarstrafen wesentlich 
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einschränken lassen. In ernsten Fällen wird allerdings 
nach wie zuvor im Interesse der Allgemeinheit und der 
Gefängnisordnung mit voller Strenge eingeschritten werden 
müssen. 

Die österr. Gefängnisstatistik gibt über den Umfang 
der Disziplinarstrafen ein ziffermässiges Bild — 
den vollen Einblick kann man nur durch den Inhalt der 
Disziplinarstrafprotokolle erlangen. In den Männerstraf- 
anstalten wurden im Jahre 1904 zusammen 3167 Sträflinge 
(25,3 %) mit 6534 Disziplinarstrafen belegt, davon 1398 
wiederholt Von den Bestraften w^aren 2095 oder 66,2 7o 
bereits wegen Verbrechens vorbestraft. Wird die Einzel- 
haft allein in Betraxjht gezogen, so entfielen auf 433 Sträf- 
linge (17,3 %) Disziplinarstrafen, davon auf 169 wieder- 
holte Strafen (253 oder 58,4 % waren rückfällig). In der 
Einzelhaft waren daher die Disziplinarstrafen weitaus 
seltener, welcher Umstand darauf zurückzuführen ist, dass 
hier die gegenseitigen Streitigkeiten und Umtriebe zum 
grossen Teile entfallen, wobei allerdings auch in Betracht 
kommt, dass in die Einzelhaft die besseren Elemente ein- 
geteilt werden. Die verhältnismässig meisten Disziplinar- 
strafen fielen in den Jugendabteilungen vor, indem in diesen 
522 Sträflinge (50 %) diszipliniert wurden, davon 346 
(66,3 o/o) wiederholt. Von ihnen waren 220 (42,1 7p) bereits 
wegen Verbrechen vorbestraft. Von Interesse sind- auch 
die statistischen Feststellungen der Ursache der Disziplinar- 
strafen (die allerdings insofern nicht ganz verlässlich sind, 
weil bei vielen die Einreihung Sache des Ermessens ist.) 
Vorauszuschicken ist, dass in Oesterreich Vergehen und 
Uebertretungen , die von Sträflingen in Strafanstalten 
begangen werden, nur disziplinar und nicht strafrechtlich 
bestraft w^erden, wodurch eine Vermehrung der Disziplinar- 
strafen erfolgt, jedoch vermieden wird, dass wegen gering- 
fügiger Straftaten, die im Innern der Strafanstalt vorge- 
fallen, eine strafrechtliche Verfolgung nicht erheischen, 
ein Strafverfahren stattfindet. Von 7275 Disziplinarstraf- 
taten richteten sich 15,2 o/o gegen Aufsichtsorgane, 3,4 7o 
gegen Beamte, 11,2 7o gegen Mitsträflinge, 9,3% bezogen 
sich auf die Arbeit, 56,3 7o gegen Bestimmungen der Haus- 
ordnung. 

In den Weiberstrafanstalten fielen wesentlich weniger 
Diziplinierungen vor. Es hängt dies mit der äusserlichen 
Anpassung der weiblichen Sträflinge an die kloster- 
ähnliche Zucht zusammen, die in diesen Anstalten zu be- 
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obachten ist. Im ganzen wurden 195 Sträflinge (12,5 %) 
diszipliniert, hiervon 67 (34,4 %) wiederholt und 134 (68,7 %) 
Rückfällige. Von den Diziplinarvergehen bezog sich ein 
bedeutender Anteil auf den Verkehr mit Mitsträflingen 
(33,4%), mit den Aufsichtsorganen (19,8) und sonstigen 
Beamten (2,4). 

Die Statistik über den Unterricht der Sträflinge 
gibt nur über die Zahl der unterrichteten Sträflinge (2943 
Männer und 328 Weiber), sowie darüber Aufschluss, wie 
viele in Religion, Elementargegenständen und anderen 
Gegenständen unterrichtet wurden. Es kommt selbstver- 
ständlich alles darauf an, wie und was gelehrt wird und 
ob dem Sträfling überhaupt noch etwas beizubringen ist. 
Als Altersgrenze ist für Männer das 35., für Weiber das 
30. Jahr insofern gesetzt, als Sträflinge bis zu diesem 
Alter zum Schulbesuch verpflichtet sind, wenn sie nur 
mangelhafte Kenntnisse besitzen. Ein allgemeines Urteil 
über den Unterrichtserfolg kann nicht abgegeben werden, 
da die Belagsverhältnisse der einzelnen Anstalten viel zu 
verschieden sind. Gewiss ist, dass eine beträchtliche Anzahl 
von Sträflingen, denen die emfachsten Elementarkenntnisse 
fehlen, diese erwerben und ausserdem, wenn der Lehrer 
geschickt ist, Anregung auf allgemeinen Wissensgelrfeten 
erhalten. Als Ergänzung dient die Sträflingsbibliothek, 
den in den letzten Jahren erhöhte Aufmerksamkeit ge- 
schenkt wird. In den mir persönlich bekannten Straf- 
anstalten herrscht in Bezug auf die Auswahl der Bücher 
kein pedantischer Geist. Es wird sehr viel Unterhaltungs- 
lescstoff begehrt und gewährt (besonders illustrierte Zeit- 
schriften). Die Anschaffungen bewegen sich auch vor- 
wiegend auf diesem Gebiete. Bücher bestimmter Tendenz 
aufzuzwingen hat nicht viel Sinn, da sie von der Mehr- 
zahl der Sträflinge doch nicht gelesen würden und dadurch 
den Zweck, einer geistigen Beschäftigung in den Muse- 
stunden, verfehlt würde. Es gilt dies insbesondere von 
Schriften bei denen die Absicht sittliche oder religiöse 
Grundsätze beizubringen allzu einseitig oder in wenig 
anregender Form verwirklicht wird. Beim Religionsunter- 
richt wird mitunter zu sehr auf das Einlernen von Glaubens- 
sätzen Gewicht gelegt, während die Entwickelung allge- 
meiner sittlicher und religiöser Grundsätze in anregender 
Form mehr Erfolg versprechen dürfte. Zu erwähnen ist ferner, 
dass der für die Katholiken vorgeschriebene Gottesdienst 
an 3 Werktagen neben dem Sonntage sich als ein Ueber- 
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mass darstellt. Einerseits zieht die damit verbundene Be- 
wegung in den Strafanstalten Nachteile für die Disziplin 
und den allgemeinen Gefängnisdienst nach sich, anderseits 
darf man sich über den Erfolg dieser häufigen Gottes- 
dienste keinen Täuschungen hingeben. Die wirkliche An- 
teilnahme an dem Gottesdienste leidet entschieden darunter, 
bei einer grossen Zahl von Sträflinge lässt sich geradezu 
vollständige Teilnahmslosigkeit beobachten, insbesondere 
in der Einzelhaft bietet der Kirchenbesuch ausserdem all- 
zusehr Gelegenheit zu gegenseitigen Verständigungen. Ich 
bemerke hiezu, dass in keiner der österr. Strafanstalten 
die Sträflinge in der Schule oder Kirche von einander 
abgesondert sind und dass ich nebenbei erwähnt glaube, dass 
die Verschlage, in denen die Sträflinge in verschiedenen 
ausserösterr. Anstalten untergebracht werden, kein wirk- 
sames Mittel gegen Verständigungen abgeben und, ausser- 
dem den erforderlichen Eindruck des Gottesdienstes beein- 
trächtigen. 

Zu erwähnen ist, dass nach den Einlieferungsvor- 
schriften nur einzelne Strafanstalten zur Aufnahme nicht 
katholischer Sträflinge bestimmt sind, und dass in diesen 
für den betreffenden Gottesdienst und Religionsunterricht 
vorgesorgt ist. Von dem im Jahre 1904 eingeliefertenSträf- 
lingen waren jene griechisch-orientalischen Bekenntnisses 
in Lemberg und Stanislau (111 und 226), evangelische in 
Göllersdorf (6), Garsten (18), Prag (9), Karthaus (12), 
Murau (18), Lemberg (3), Graz (9), Juden in Stein (67), 
Göllersdorf, (14), Prag (6), Murau (4), Wiesnitz und Lem- 
berg (7 und 38). In den Weiberanstalten erweist es sich 
als Unzukömmlichkeit, dass in diese von katholischen 
Kongregationen geleitete Strafanstalten auch nicht katho- 
lische Sträflinge eingeliefert werden. 

Schliesslich will ich noch die statistischen Daten mit- 
teilen, die über den Umfang der Fürsorge für entlassene 
Sträflinge vorliegen. 

Der erste Fürsorgeverein wurde 1838 in Prag als 
Verein zum Wo'hle entlassener Sträflinge gegründet. Im 
Jahre 1866 entstand auf Anregung des Staatsanwaltes 
Lienbacher der Wiener Unterstützungsverein. Als 
erster an eine Strafanstalt (Stein) angegliederten Unter- 
stützungsverein wurde 1891 ein Verein in Krems gegründet 
und zwar über Anregung des damaligen Wiener Ober- 
staatsanwaltes und des Staatsanwaltes von Krems. 
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Im Jahre 1904 bestanden 34 Fürsorgevereine mit 
13 783 Mitgliedern, 569 447 K. Vermögen, 37 698 K. Mit- 
gliedsbeiträgen, 30061 K. Zuwendungen ,und Schenkungen. 
An die Vereine hatten sich 4327 Personen gewendet, davon 
wurden 3232 unterstützt und zwar 305 durch Unter- 
bringung in Arbeit, 422 durch Beteilung mit Kleidung, 
Werkzeugen u. dergl., 2682 durch Bargeld, 632 in anderer 
Weise, 37 durch Befreiung von der Polizeiaufsicht. Die 
Bargelduntersttitzungen betrugen 35 613 K., ausserdem 
verteilte der Wiener Unterstützungs verein 10439 K. an 
Familien Verhafteter (auch von Untersuchungshäftlingen). 

Hiezu kamen noch die staatlichen Unterstützungs- 
fonde in den Männeranstalten mit einem Stande . von 
305 365 K., aus denen entlassene Sträflinge teils mit 
Kleidung u. dergl. (1124 K.) teils mit Bargeld (14 740 K.) 
unterstützt wurden. Ausserdem kamen noch ungefähr 
5000 K. aus den unter der Verwaltung der Wiener Ober- 
staatsanwaltschaft stehenden Stiftungen im Betrage von 
127 630 K. und einzelne kleineren Stiftungen in anderen 
Sprengein in Betracht. 

Das Sträflingsfürsorgewesen hat in den letzten Jahren, 
insbesondere infolge Förderung durch das Justizministerium, 
einen nicht unbeträchtlichen Aufschwung genommen. Es 
darf jedoch nicht verhehlt werden, dass dasselbe auch nicht 
zu unterschätzende Schattenseiten aufweist. Ein grosser 
Teil der Unterstützten ist der ihnen erwiesenen Wohltat 
ganz und gar unwürdig. Es ist in Oesterreich so wenig 
wie anderswo gelungen dem Missbrauch vorzubeugen. So- 
wie es Tatsache Jst, dass ein grosser Teil der rückfälligen 
Verbrecher den Ueberverdienst aus der Strafanstalt sofort 
vergeudet, so ist es leider auch Tatsache, dass nicht blos 
Barunterstützungen, sondern auch erhaltene Kleidungsstücke 
denselben Weg wandeln. Ganz abgesehen davon, dasshiedurch 
die Möglichkeit entgeht, wirklich Bedürftige und Würdige 
wirksamer zu unterstützen, als dies tatsächlich der Fall 
sein kann, hält der Missbrauch viele ab, sich an der Vereins- 
tätigkeit zu beteiligen. In Betracht kommt auch, dass die 
stets wiederkehrenden Verbrecher in Kenntnis der Ver- 
hältnisse sehr bald die Rolle des Bittstellers verlassen und 
mit Aufwand von Frechheit und Brutalität Unterstützungen 
verlangen, sobald sie ihre Ueberverdienstgelder vergeudet 
haben. Noch schwieriger ist jener Teil der Fürsorgetätig- 
keit, der doch im Vordergrunde stehen sollte, die Unter- 
bringung zu einer Arbeit. Die grosse Masse der kurz- 



Digitized 



by Google 



— 72 — 

zeitigen Sträflinge kommt weniger in Betracht, da sie zu- 
meist in die früheren Verhältnisse ohne erhebliche Schwierig- 
keit zurückkehrt.^ Anders steht es mit Sträflingen, die 
längere Strafen insbesondere wegen Straftaten gegen das 
Eigentum hinter sich haben. In dieser Richtung ißt es 
leicht Menschlichkeit und Vergessen zu predigen, wenn 
man weit vom Schuss ist. Die tatsächlichen Verhältnisse 
liegen derart, dass diejenigen, die sich schliesslich bereit 
finden, auch Sträflinge mit schwer belastetem Vorleben in 
Arbeit oder Stellung zu nehmen, nur zu häufig sehr 
schlimme Erfahrungen machen und sehr bald kopfscheu 
werden. Dazu kommt, dass in Grosstädten durch das 
Zuströmen arbeitswilliger und bisher nicht bestrafter Elemente 
an diesen kein Mangel ist, und dass ausserdem in allen 
Berufen mit dem Widerwillen der Berufsgenossen zu rechnen 
ist, neben einem entlassenen Sträfling zu arbeiten. Die 
Tatsiache der Vorbestrafung lässt sieh dem Arbeitsgeber, 
dem der Sträfling vom Ftirsorgeverein empfohlen wird, 
begreiflicherweise nicht verhehlen, sie bleibt aber auch in 
anderen Fällen vor Allem den Arbeitsgenossen gewöhnlich 
nicht lange unbekannt. Gewiss ist, dass diese Verhältnisse 
die Rückkehr des entlassenen Sträflings in geordnete 
Lebensverhältnisse in vielen Fällen sehr erschweren. Die 
Polizeiaufsicht macht die Sachlage noch schwieriger, doch 
sind die Fälle derselben in Oesterreich wesentlich zurück- 
gegangen, indem die Gerichte in Erkenntnis der mit der 
Polizeiaufsicht verbundenen Nachteile nur mehr einen sehr 
eingeschränkten Gebrauch von dem Ausspruche der Zu- 
lässigkeit derselben Inachen. Im Jahre 1903 wurde immer- 
hin noch von den Gerichtshöfen gegen 1585, von den 
Bezirksgerichten gegen 539 zusammen 2124 Personen die 
Zulässigkeit der Polizeiaufsicht ausgesprochen. In der 
Regel handelt es sich aber hier um ganz va^konamene 
Menschen. Bezeichnend ist, dass gerade in Niederösterreich 
einschliesslich der Grosstadt Wien verhältnismässig selten 
(in 117 Fällen) von diesem letzten Mittel der Sicherung 
Gebrauch gemacht wurde (dagegen beispielsweise in Steier- 
mark in 250, in Böhmen in 581, in Mähren in 188, in 
Galizien in 585 Fällen). 

Als Mittel einer Fürsorge in entgegengesetztem Sinne, 
nämlich zur Sicherung der Gesellschaft wird in neues.ter 
Zeit wieder sehr stark die Anhaltung in Zwangsarbeits- 
anstalten, die sogenannte Nachhaft angepriesen. So weit 
es sich darum handelt dauernd gemeingefährliche Ver- 
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brecher länger hinter Schloss und Riegel zu halten, so 
liegt in dem Gedanken des der Strafe nachfolgenden Arbeits- 
hauses eine Unaufrichtigkeit. Für solche Fälle muss die 
Gesetzgebung den Mut ha-ben längere Freiheitsstrafen an- 
zudrohen, und die Rechtsanwendung den Mut besitzen sie 
anzuwenden. Die Sträflinge wissen das nebenher angehängte 
Arbeithaus ganz richtig auf seinen Wert einzuschätzen 
— als eine Verlängerung der Freiheitstrafe, von der es 
sich nur durch das Aushängeschild unterscheidet. Ganz 
ungehörig ist es, dass einem Einzelrichter die Macht ein- 
eingeräumt wird neben einer mehrwöchentlichen Arrest- 
strafe wegen einer Arbeitsscheustraftat auf mehrjähriges 
Zuchthaus in Form des Arbeitshauses zu erkennen. Die 
innere Einrichtung der österr. Arbeitshäuser weist sämt- 
liche Mängel der Gemeinschaft in verstärkter Form auf. 
Gebessert dürften aus ihnen wohl nur Wenige gekommen 
sein. Solange die Möglichkeit besteht einen Straffälligen 
zu retten, soll dieses Mittel gewiss ' nicht zur Anwendung 
kommen, als Mittel der Erprobung versagt es den Dienst. 
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